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Markt Postbauer-Heng, Landkreis Neumarkt i.d.OPf.

Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes fiir ein Sondergebiet ,,SO Pho-
tovoltaik Aicha Solar Erweiterung” und 28. Anderung des Flichennutzungsplanes des
Marktes Postbauer-Heng

Friihzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemaR
§4Abs. 1 BauGB

hier: landesplanerische Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Markt Postbauer-Heng plant die Erweiterung einer bereits genehmigten 1,4 ha grol3en Frei-
flachen-Photovoltaikanlage auf dem Flurstick 1506 Gemarkung Postbauer, die demnachst um-
gesetzt werden soll. Hierfur wurde die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
,SO Photovoltaik Aicha Solar Erweiterung“, sowie parallel die Anderung des Flachennutzungs-
planes in diesem Bereich beschlossen. Der Geltungsbereich befindet sich nur auf dem Flurstiick
1506 der Gemarkung Postbauer, nérdlich der Bundesstral’e B8. Nach Osten grenzt die Erweite-
rungsplanung an die Sportanlage des SV Postbauer und umfasst rd. 1,03 ha. Das Gebiet wird
aktuell landwirtschaftlich genutzt. Die Regierung der Oberpfalz als hdhere Landesplanungsbe-
hérde nimmt unter Bezugnahme auf die nachfolgend aufgeflhrten Ziele und Grundsatze des

Landesentwicklungsprogramms Bayern zu der o.g. Planung wie folgt Stellung:
BewertungsmaRstab

Die kommunalen Bauleitplane sind nach den Vorgaben des Baugesetzbuches den Zielen der
Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Das Landesentwicklungsprogramm Bayern so-

wie die Regionalplane legen diese Ziele und Grundsatze der Raumordnung fest. Nach dem Lan-
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desentwicklungsprogramm Bayern 2023 sind hierzu die folgenden Ziele (Z) und Grundsatze (G)
der Kapitel 1.1 ,Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit®, 5 ,Wirtschaft®, 6 ,Energieversorgung“ sowie

des Kapitels 7 ,Freiraumstruktur® einschlagig:
1.1.3 Ressourcen schonen

(G) Bei der Inanspruchnahme von Fldchen sollen Mehrfachnutzungen, die eine nachhaltige und

sparsame Flachennutzung ermdéglichen, verfolgt werden.
5.4 Land- und Forstwirtschaft
5.4.1 Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflachen

(G) Die rdumlichen Voraussetzungen fiir eine vielfaltig strukturierte, multifunktionale und bé&uerlich
ausgerichtete Landwirtschaft und eine nachhaltige Forstwirtschaft in ihrer Bedeutung fiir die
verbrauchernahe Versorgung der Bevélkerung mit nachhaltig erzeugten Lebensmitteln, erneu-
erbaren Energien und nachwachsenden Rohstoffen sowie fiir den Erhalt der natiirlichen Res-
sourcen und einer attraktiven Kulturlandschaft und regionale Wirtschaftskreisldufe sollen erhal-

ten, unterstiitzt und weiterentwickelt werden.

(G) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen in ihrer Flachensubstanz erhalten werden.
Insbesondere fiir die Landwirtschaft besonders geeignete Fldchen sollen nur in dem unbedingt

notwendigen Umfang fiir andere Nutzungen in Anspruch genommen werden.
6.1 Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur
6.1.1 Sichere und effiziente Energieversorgung

(2Z) Die Versorgung der Bevélkerung und Wirtschaft mit Energie ist durch den im (iberragenden 6f-
fentlichen Interesse liegenden und der 6ffentlichen Sicherheit dienenden Um- und Ausbau der

Energieinfrastruktur sicherzustellen und hat klimaschonend zu erfolgen. [...]
6.2 Erneuerbare Energien
6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien
(Z) Erneuerbare Energien sind dezentral in allen Teilrdumen verstérkt zu erschlieBen und zu nutzen.
6.2.3 Photovoltaik

(G) In den Regionalplénen kénnen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fiir die Errichtung von Freifl4-
chen-Photovoltaikanlagen festgelegt werden.

(G) Freiflachen-Photovoltaikanlagen sollen vorzugsweise auf vorbelasteten Standorten realisiert
werden. An geeigneten Standorten soll auf eine Vereinbarkeit der Erzeugung von Solarstrom mit
anderen Nutzungen dieser Fldchen, insbesondere der landwirtschaftlichen Produktion sowie der

Windenergienutzung, hingewirkt werden.

(G) Im notwendigen MaR3e soll auf die Nutzung von Fldchen fiir Freiflichen-Photovoltaikanlagen in

landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten hingewirkt werden.



7.1 Natur und Landschaft
7.1.1 Erhalt und Entwicklung von Natur und Landschaft

(G) Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungsraum des

Menschen erhalten und entwickelt werden.
7.1.3 Erhalt freier Landschaftsbereiche

(G) In freien Landschaftsbereichen soll der Neubau von Infrastruktureinrichtungen mdéglichst ver-
mieden und andernfalls diese mdglichst gebiindelt werden. Durch deren Mehrfachnutzung soll
die Beanspruchung von Natur und Landschaft méglichst vermindert werden. Unzerschnittene

verkehrsarme Raume sollen erhalten werden.
Ergebnis

Gegen die vorliegende Planung bestehen aus Sicht von Raumordnung und Landesplanung im
Lichte der o.g. Vorgaben der Landes- und Regionalplanung keine grundsatzlichen Bedenken.
Die Bewertung wurde anhand der Informationen aus der Beschlussabschrift des Aufstellungsbe-
schlusses, der Aufstellungsbekanntmachung sowie des beigelegten Lageplanes durchgefihrt, da
aktuell keine weiteren Unterlagen vorliegen. Fur eine abschlieliende Bewertung des Vorhabens
wird im weiteren Verfahren um die Vorlage ausfihrlicherer Planungsunterlagen sowie eines Be-

bauungsplanes gebeten.
Begriindung

Das geplante Vorhaben tragt insbesondere zur Verwirklichung der o.g. Ziele 6.1 und 6.2.1 bei.
Gemal LEP-Grundsatz 6.2.3 sollen Freiflachen-Photovoltaikanlagen vorzugsweise auf vorbelas-
teten Standorten realisiert werden. Dariber hinaus soll an geeigneten Standorten auf eine Ver-
einbarkeit der Erzeugung von Solarstrom mit anderen Nutzungen dieser Flachen, insbesondere
der landwirtschaftlichen Produktion sowie der Windenergienutzung, hingewirkt werden. Weiterhin
soll im notwendigen MalRe auf die Nutzung von Flachen fir Freiflachen-Photovoltaikanlagen in

landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten hingewirkt werden.

Der Vorhabenstandort kann sowohl angesichts der Nahe zu zwei 110-kV-Freileitungen und als
Erganzung zu einer bereits genehmigten Freiflachen-Photovoltaikanlage als vorbelastet gemaf
des LEP-Grundsatz 6.2.3 eingestuft werden. Eine Mehrfachnutzung, z.B. Agri-PV sollte im Sinne
des Grundsatzes 1.1.3 und 6.2.3 bevorzugt gegentber einer Einfachnutzung in Betracht gezo-

gen werden.

Das Plangebiet wird aktuell landwirtschaftlich genutzt. Land- und forstwirtschaftlich genutzte Ge-
biete sollen gemal LEP-Grundsatz 5.4.1 erhalten werden. Insbesondere flr die Landwirtschaft
besonders geeignete Flachen sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang flr andere Nut-

zungen in Anspruch genommen werden. Laut der Landwirtschaftlichen Standortkartierung (LSK)


https://www.postbauer-heng.de/bauen/bauleitplanung-buergerbeteiligung/so-aicha-solar/2024-10-24-beschlussabschrift-aufstellungsbeschluss-aicha-solar.pdf?cid=hrg
https://www.postbauer-heng.de/bauen/bauleitplanung-buergerbeteiligung/so-aicha-solar/2024-10-24-beschlussabschrift-aufstellungsbeschluss-aicha-solar.pdf?cid=hrg
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herrschen im Planungsgebiet durchschnittliche Erzeugungsbedingungen. Der Stellungnahme
des Amtes flur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten ist im Rahmen der Abwagung eine beson-
dere Bedeutung beizumessen. Das Plangebiet liegt in einem landwirtschaftlich benachteiligten
Gebiet nach der PV-Foérderkulisse (EEG).

Gemal der LEP-Grundsatze 7.1.1 und 7.1.3. sollen Natur und Landschaft als unverzichtbare
Lebensgrundlage und Erholungsraum des Menschen erhalten und entwickelt werden und freie
Landschaftsbereiche moglichst erhalten werden. Der Stellungnahme der Unteren Naturschutz-

behdrde ist daher im Rahmen der Abwagung eine besondere Bedeutung beizumessen.

Mit freundlichen GriiRen

gez.

Franziska Klose



Landkreis Neumarkt i.d.OPf. 31.10.2024
Kreisbrandinspektion

Vorbeugender Brandschutz

Stellungnahme

zum abwehrenden Brandschutz in der Bauleitplanung

Vorhaben:
Vorhabenbezogener Bebauungsplan flr das Sondergebiet ,SO Photovoltaik Aicha Solar

Erweiterung“ mit 28. Anderung des Flachennutzungsplans, Markt Postbauer-Heng

Die Bekanntmachung / der Aufstellungsbeschluss wird zur Kenntnis genommen und es be-

stehen aus Sicht des abwehrenden Brandschutzes keine Einwande.

Da es sich bei der Solarenergieanlage um ein verfahrensfreies Vorhaben nach Art. 57 Abs. 2
Nr. 9 BayBO handelt und die Belange des abwehrenden Brandschutzes daher nur im Bau-
leitplanverfahren eingebracht werden kdnnen, wird gebeten folgende Regelungen in den

Durchfluhrungsvertrag aufzunehmen:

* Es ist ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 zu erstellen und der Kreisbrandinspektion
nach Freigabe farbig gedruckt in dreifacher Ausfertigung, sowie digital als PDF-Datei zu
Ubergeben (Art. 12 BayBO; Gesamtflache).

* Am Zufahrtstor ist ein Feuerwehrschlisseldepot anzuordnen oder das Tor mit einer Dop-
pelschlielung auszustatten.

* Am Zufahrtstor ist die Erreichbarkeit eines Verantwortlichen dauerhaft und deutlich er-

kennbar anzubringen.
Auf eine Beteiligung im weiteren Verfahren wird verzichtet.

Aufgestellt:
31.10.2024

Alexander Betz
Dipl.-Ing. (FH) M.Eng. Architekt

Kreisbrandinspektor
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Anlage zum Rundschreiben Nr. 374/2021 des Bayerischen Stadtetags vom 14. Dezember 2021

Bayerisches Staatsministerium fur
Wohnen, Bau und Verkehr

Bayerisches Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr
Postfach 22 12 53 « 80502 Minchen. ... KOPIE

Per E-Mail
Regierungen
und unteren Bauaufsichtsbehorden

lhr Zeichen, Ihre Nachricht vom  Unser Zeichen Bearbeiter Miinchen
25-4611.10-3-21 Herr Kuhfuss 13.12.2021
Telefon / - Fax E-Mail
+49 89 2192 3493 Tom.KuhfuR@stmb.bayern.de

Freiflachen-Photovoltaikanlagen

Anlage
Rundschreiben, Stand 10.12.2021

Sehr geehrte Damen und Herren,

das damalige Staatsministerium des Innern hat letztmalig mit Rundschreiben vom
18.11.2009 und 14.01.2011 Hinweise zur bau- und landesplanerischen Behand-
lung von Freiflachen-Photovoltaikanlagen (PV-Freiflachenanlagen) im AuRenbe-

reich gegeben.

Insbesondere Anderungen im Bayerischen Landesentwicklungsprogramm (LEP),
wie der Wegfall des Anbindegebots fur PV-Freiflachenanlagen und mehrere No-
vellen des Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) haben eine grundsatzliche Uber-
arbeitung der damaligen Ausflihrungen notwendig gemacht. Neben der Anpas-
sung an die aktuelle Rechtslage wird auch das politische Ziel umgesetzt, den Aus-
gleichsbedarf vorrangig innerhalb von PV-Freiflachenanlagen zu decken (LT-Drs.
18/10017). Im Zuge der Uberarbeitung wurden die bisherigen Hinweise zu einem

Rundschreiben vereint und die Gliederung Uberarbeitet.

Telefon: 089 2192-02 poststelle@stmb.bayern.de Franz-Josef-Strauf3-Ring 4 - 80539 Miinchen
Telefax: 089 2192-13350 www.stmb.bayern.de Dienstgebaude Lazarettstr. 67, Munchen


brand
Schreibmaschine

brand
Schreibmaschine
Anlage zum Rundschreiben Nr. 374/2021 des Bayerischen Städtetags vom 14. Dezember 2021


In Abstimmung mit den Staatsministerien fur Wissenschaft und Kunst, fur Wirt-
schaft, Landesentwicklung und Energie, fir Umwelt und Verbraucherschutz sowie
fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten geben wir folgende Hinweise zur bau-
und landesplanerischen Behandlung von PV-Freiflachenanlagen im Aul3enbe-
reich. Die Hinweise 16sen die Rundschreiben vom 18.11.2009 und 14.01.2011 ab.

Die Landratsamter werden gebeten, die Gemeinden zu unterrichten.

Dieses Schreiben wird auch auf die Internetseite des Bayerischen Staatsministeri-

ums fur Wohnen, Bau und Verkehr eingestellt.

Mit freundlichen GriiRen

gez. Frisch
Ministerialdirigentin



Bau-und landesplanerische Behandlung von

Freiflachen-Photovoltaikanlagen

Hinweise des Bayerischen Staatsministeriums

fur Wohnen, Bau und Verkehr

in Abstimmung mit den Bayerischen
Staatsministerien fur Wissenschaft und Kunst,
fur Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie,
fur Umwelt und Verbraucherschutz sowie fur

Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten

Stand 10.12.2021
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1. Baurechtliche und landesplanerische Behandlung von PV-Freiflachenanlagen

1.1. Erfordernis der Bauleitplanung und des Baugenehmigungsverfahrens

PV-Freiflachenanlagen werden grundséatzlich nicht von den Privilegie-
rungstatbestanden des § 35 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) erfasst. Auch
eine bauplanungsrechtliche Zulassigkeit als sonstige Vorhaben nach § 35
Abs. 2 BauGB wird in aller Regel ausscheiden, da regelmaRig eine Beein-

trachtigung 6ffentlicher Belange vorliegen wird.

Die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit von PV-Freiflachenanlagen, die im
Aulenbereich errichtet werden sollen, erfordert daher generell eine ge-
meindliche Bauleitplanung, d.h. grundsatzlich die Aufstellung eines Bebau-
ungsplans und die entsprechende Anderung des Flachennutzungsplans. Im
Flachennutzungsplan kann die Gemeinde eine ,Flache fir Anlagen zur Er-
zeugung von Strom aus erneuerbaren Energien — Sonnenenergie” darstel-
len. Dies stellt die Regelung in § 5 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b) BauGB klar. Fur
die Festsetzung im Bebauungsplan bietet sich hinsichtlich der Art der bauli-
chen Nutzung ein sonstiges Sondergebiet im Sinn von § 11 Abs. 2 Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) an. Im Bebauungsplan — wobei sich fur derar-
tige Projekte insbesondere ein Vorhaben- und Erschlieungsplan im Sinn
von § 12 BauGB eignet — kdnnen dabei ndhere Regelungen z. B. Uber die
Uberbaubaren Grundsticksflachen, Uber Nebenanlagen (z.B. Einzaunung)
und auch uber gesetzlich notwendige Flachen und Maflinahmen zum Aus-
gleich im Zusammenhang mit der bauplanungsrechtlichen Eingriffsregelung
(vgl. § 9 Abs. 1a BauGB) getroffen werden. Gemal} § 9 Abs. 1 Ziff. 23
Buchst. b) BauGB kénnen auch Stromspeicher zur Zwischenspeicherung
des durch die PV-Freiflachenanlage erzeugten Stroms in Hinblick auf
GrolRe und Speichermenge festgesetzt werden. Bei der Ausweisung von
Flachen fur PV-Freiflachenanlagen und gesetzlich notwendigen Ausgleichs-
flachen sind insbesondere die Belange der Land- und Forstwirtschaft zu be-

rucksichtigen.

Auf die Aufstellung von Bauleitplanen besteht allerdings kein Rechtsan-
spruch (§ 1 Abs. 3 Satz 2 BauGB). Es obliegt daher in jedem Einzelfall der
Entscheidung der fur die Planung zustédndigen Stadt oder Gemeinde, ein
entsprechendes Verfahren einzuleiten. In der Praxis geschieht dies oftmals



auf Antrag eines Investors bzw. Grundstlckeigentimers. Die Gemeinde ist
aber an die Standortvorgaben nicht gebunden und sollte den Interessen
des Betreibers stets gesamtheitliche Interessen gegenulberstellen. Eine
Bauleitplanung sollte daher auch die Auswahlentscheidung fur Standorte
und Alternativen behandeln (vgl. hierzu nachfolgend unter GI. Nr. 1.2 ff.).

Da kein Anspruch auf die Aufstellung besteht, kann die Gemeinde die Ein-
leitung einer Bauleitplanung auch davon abhangig machen, dass ein Vorha-
ben mit einem bestimmten Blrgerbeteiligungsmodell oder einem bestimm-

ten PPP-Modell zum Gegenstand des Bauleitplanverfahrens gemachtwird.

Nach Art. 57 Abs. 2 Nr. 9 Bayer. Bauordnung (BayBO) sind Solarenergiean-
lagen und Sonnenkollektoren — und zwar unabhangig von ihrer Flache —
verfahrensfrei, wenn sie im Geltungsbereich einer stadtebaulichen Satzung
oder einer Satzung nach Art. 81 BayBO liegen, die Regelungen Uber die Zu-
Iassigkeit, den Standort und die Groe der Anlage enthalt, wenn die Anlage
den Festsetzungen der Satzung entspricht. Art. 57 Abs. 2 Nr. 9 BayBO er-
ganzt hinsichtlich der Verfahrensfreiheit von Solarenergieanlagen und Son-
nenkollektoren die allgemeine Vorschrift des Art. 57 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a)
BayBO. Diese sieht eine Verfahrensfreiheit fir bestimmte Solarenergieanla-
gen auch aulRerhalb derin Art. 57 Abs. 2 BayBO beschriebenen Satzungen
vor. Demnach sind Solarenergieanlagen in, auf und an Dach- und Auf3en-
wandflachen (ohne GroRenbeschrankung) verfahrensfrei. Zudem sieht die
Norm vor, dass Solarenergieanlagen gebaudeunabhangig mit einer Hohe bis
zu 3 m und einer Gesamtlange bis zu 9 m verfahrensfrei zulassig sind.

Im Ubrigen findet, soweit die Ausweisung von Flachen fiir PV-Freiflachenan-
lagen in qualifizierten Bebauungsplanenim Sinn von § 30 Abs. 1 BauGB er-
folgt, bei Vorliegen der Gbrigen Voraussetzungen des Art. 58 Abs. 1, Abs. 3
BayBO das Genehmigungsfreistellungsverfahren statt. Insoweit ist beson-
ders darauf hinzuweisen, dass PV-Freiflachenanlagen unabhangig von ihrer

Flache keine Sonderbauten darstellen.

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist auch bei PV-Freifidchenanlagen
eine Umweltprifung durchzufihren. Werden Bebauungsplane aufgestellt,


https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&a=57&g=BayBO&x=1
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&a=57&g=BayBO&n=3a&x=1

geandert oder erganzt, so wird die Umweltvertraglichkeitsprifung ein-
schliel3lich der Vorprufung im Aufstellungsverfahren grundséatzlich als Um-
weltpriifung sowie die Uberwachung nach den Vorschriften des Baugesetz-
buchs durchgefihrt (§ 50 Abs. 1 Satz 1 UVPG). Eine weitere Umweltver-
traglichkeitspriufung im Rahmen der Genehmigung der eigentlichen Mal}-
nahme kann unterbleiben, soweit der Gegenstand schon im Rahmen der
Umweltprifung auf der Ebene des Bauleitplanungsverfahrens abgedeckt
wurde; § 50 Abs. 3 UVPG ist insoweit nach der Rechtsprechung anwend-
bar. Da PV-Freiflachenanlagen in der Regel im Rahmen von qualifizierten
oder vorhabenbezogenen B-Planen nach § 30 Abs. 1 oder Abs. 2 BauGB
realisiert werden, durfte die Umweltprifung auf der Ebene der Bauleitpla-

nung die einschlagigen Belange zumeist bereits erfassen.

1.2. Standortkonzepte

Insbesondere auch bei einer hohen Zahl von (zu erwartenden) Ansied-
lungswiinschen fur PV-Freiflachenanlagen empfiehlt es sich fir Gemein-
den, stadtebauliche Standortkonzepte zu erarbeiten und zu beschlieRen.
Die Kommunen stehen insoweit vor der Herausforderung, den weiteren
Ausbau der erneuerbaren Energien in Einklang mit der Beanspruchung von
Landschafts- und Landwirtschaftsraum einer Gemeinde zu bringen. Gemaf}
§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB sind Standortkonzepte bei der Aufstellung der
Bauleitplane zu berlcksichtigen. Sie bieten bei PV-Freiflachenanlagen da-
mit sehr gute Steuerungsmaoglichkeiten:

Mit einem Standortkonzept zur Férderung von Photovoltaikanlagen und
zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes sowie des Naturhaushalts vor
Beeintrachtigungen fir das ganze Gemeindegebiet kann eine Gemeinde in
diesem Prozess eine aktive, steuernde Rolle Ubernehmen (PV-Freiflachen-
anlagen haben regelmafig eine tberdrtliche Wirkung; zu den gemeinde-
Ubergreifenden Steuerungsmdglichkeiten s. GI. Nr. 1.5.). Dabei kénnen
nach eindeutigen und nachvollziehbaren fachlichen Kriterien geeignete Be-
reiche oder mogliche Standorte innerhalb des Gemeindegebiets festgelegt

und im Flachennutzungsplan dargestellt werden.

Fur die Erstellung des Standortkonzepts kommen unterschiedliche Vorge-
hensweisen in Frage: Soweit sich das Konzept auf die Steuerung der PV -



Freiflachenanlagen beschranken soll empfiehlt sich ein Energiekonzept der
Gemeinde (vgl. hierzu IMS vom 02.12.2011, GI. Nr. 1; Planungshilfen p
20/21, S. 15 ff..; zum bayerischen Forderprogramm Energiekonzepte und
kommunale Energienutzungspléne und den flr diese Férdermalinahme gel
tenden Anforderungen vgl.: https://www.bayern-innovativ.de/seite/foerde-
rung-energiekonzepte), das u.a. Energiebedarfe und -potentiale gegenuber-
stellt und Auskunft Gber den angestrebten Anteil der jeweiligen Energieart
gibt. Dafur sind die zeichnerischen und textlichen Darstellungen des Land-
schaftsplans eine gute Grundlage. Falls kein aktueller Landschaftsplan vor-

liegt, kann dies ein Anlass sein, diesen aufzustellen.

1.3. Standortauswahl

Zur Ermittlung geeigneter Standorte empfiehlt sich sodann folgende Vor-
gehensweise zugrunde zu legen (s. auch Praxis-Leitfaden fur die 6kologi-
sche Gestaltung von Photovoltaik-Freiflachenanlagen des LfU (= Praxis-
Leitfaden):

(1) Ausschluss grundsatzlich nicht geeigneter Standorte:

s. Nr. 1 der Anlage (Ausschlussflachen)
Diese Standorte sind fur eine Errichtung von PV-Freiflachenanlagen aus
rechtlichen und/oder fachlichen Griinden grundsétzlich ungeeignet. In die-
sen Bereichen sind insbesondere schwerwiegende und langfristig wirk same
Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft zu erwarten. Daraus folgt,
dass der Errichtung von PV-Freiflachenanlagen naturschutzrechtliche Best-
immungen, gewichtige naturschutzfachliche Erwagungen oder anderweitige

offentliche Belange grundsatzlich entgegenstehen.

Zu den Mdglichkeiten des Hineinplanens in die Befreiungslage wird auf die
Ausflihrungen unter GI. Nr. 1.7. verwiesen.

(2) Ausschluss nicht geeigneter Restriktionsflachen

s. Nr. 2 der Anlage (Restriktionsflachen)
Dies sind Flachen, die fur die Errichtung von PV-Freiflachenanlagen nur be-
dingt geeignet sind. Diese Flachen haben in der Regel eine grof}e Bedeu-
tung fur Natur und Landschaft. Vor diesem Hintergrund ist im Rahmen einer
Prufung des Einzelfalls darzulegen, ob und warum die mit der Errichtung
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von PV-Freiflachenanlagen verbundenen Auswirkungen auf Natur und

Landschaft am konkreten Standort aus naturschutzrechtlicher-und fachli-

cher Sicht vertretbar sind. Das Ergebnis dieser Prifung soll aktenmafig do-

kumentiert werden.

(3) Geeignete Standorte

Nach Durchfiuhrung der Ausschlisse nach (1) und (2) verbleiben die

geeigneten Standorte. Diese sind insbesondere:

O

versiegelte Konversionsflachen (aus gewerblicher und militari-
scher Nutzung)

Siedlungsbrachen und sonstige brachliegende, ehemals baulich
genutzte Flachen

Abfalldeponien sowie Altlasten und -verdachtsflachen (unter Be-
rucksichtigung abfall- und bodenschutzrechtlicher Vorschriften
bzw. Auflagen z.B. zur Rekultivierung oder Sanierung s. auch Er-
gebnisbericht Projekt: Standortsuche fur Photovoltaikanlagen bei
gemeindeeigenen Altlasten, Anlage 1, LfU2013)

Flachen im raumlichen Zusammenhang mit groReren Gewerbege-
bieten im AulRenbereich

Trassen entlang groRerer Verkehrstrassen (Schienenwege und
Autobahnen) und Larmschutzeinrichtungen (vgl. auch nachfolgend
GI. Nr. 3.1)

Sonstige durch Infrastruktur-Einrichtungen veranderte Land-
schaftsausschnitte, z.B. Hochspannungsleitungen (vgl. auch nach-
folgend GI. Nr. 1.1.3)

Flachen ohne besondere landschaftliche Eigenart, insbesondere
in Lagen ohne Fernwirkung (vgl. auch nachfolgend GI. Nr. 1.1.3).
Auf den grundsatzlichen Vorrang vorbelasteter Standorte (siehe
Gl. Nr. 6.2.3) wird hingewiesen.

Die Gemeinde kann diese - weder zwingenden noch abschlieenden — po-

sitiven Pramissen auch fur einen Kriterienkatalog zur Standortauswahl

heranziehen bzw. gewichten und ggf. zur Grundlage eines entspre-

chenden Klima-oder Standortkonzepts machen, das dann auch eine

gewisse Selbstbindung der Gemeinde (entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 11

BauGB) entfalten wirde.


https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/lfu_bod_00095.htm
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1.4. Gliederung des Standortkonzepts

Es bietet sich somit folgende Gliederung des Standortkonzepts an:

1. Zweck und Zielsetzung des Konzepts (ggf. unter Beriick-
sichtigung eines kommunalen Klima- oder Energiekonzepts)

2. Erfassung der Ausschlussflachen gemaf obiger Ausfihrun-
gen unter Bezug auf Nr. 1 der Anlage

3. Erfassung der nicht geeigneten Restriktionsflachen gemaf
obiger Ausfuhrungen unter Bezug auf Nr. 2 der Anlage

4. Erfassung der geeigneten Flachen gemal obiger Ausfihrun-
gen (Kriterienkatalog), insbesondere auch unter Bericksich-
tigung der Flachenkulisse des EEG (§ 37 Abs. 1 EEG; vgl.
hierzu auch Gl. Nr. 2), Netzinfrastruktur und Vorgaben der
Landesplanung

5. Berucksichtigung des Gesamtumfangs der Flachen und Ver-
teilung im Gemeindegebiet

6. Bewertung nach Abstimmung mit wesentlichen Tragem o6f-
fentlicher Belange

7. Festlegung der Entwicklungsbereiche

Um die Realisierbarkeit — auch in zeitlicher Hinsicht - eines mdglichst kos-
tengunstigen Netzanschlusses geplanter grolRerer EEG-Anlagen frihzeitig
abzuschatzen und um die bestehende Netzinfrastruktur bestmdglich zu nut-
zen, bietet es sich an, bereits bei der Ermittlung des Standortkonzepts die
gegebenen Netzanschlusskapazitaten zu bertcksichtigen. Eine erste Ab-
schatzung zur Aufnahmefahigkeit des drtlichen Mittelspannungsverteilnet-
zes flr EE-Anlagen kann hierfur im Energie-Atlas Bayermn (https://www.ener-
gieatlas.bayern.de/karten-mobil/ unter dem Auswahlpunkt ,Netze und kon-
ventionelle Energie“) angezeigt werden, dies ersetzt jedoch keine Netzan-
schlussprifungim konkreten Einzelfall. Fur die Ermittlung der tatsachlich
gegebenen Netzanschlusskapazitaten ist eine frihzeitige Abstimmung mit

dem/den drtlichen Verteilnetzbetreiber(n) notwendig.

Mit dieser gebietsbezogenen Festlegung auf der Grundlage eines schlussi-
gen gesamtraumlichen Planungskonzepts kann die Gemeinde im Flachen-

nutzungsplan bestimmte Bereiche als ,Angebotsflachen® fur PV-Freifla-
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chenanlagen darstellen und sich damit selbst binden (,,agieren statt rea-
gieren“). Zwar kdnnen damit — anders als bei Windenergieanlagen - PV-
Freiflachenanlagen nach § 35 Abs. 3 Satz3 BauGB aulRerhalb dieser Berei-
che nicht kraft Gesetzes ausgeschlossen werden. Da die Errichtung von
PV-Freiflachenanlagen aber regelmallig einer Bauleitplanung bedarf, auf
die kein Anspruch besteht, hat es die Gemeinde in der Hand, an ihren Pla-

nungszielen festzuhalten.

Mit diesem Standortkonzept kann eine Gemeinde auch die ansonsten
fur jeden Einzelfall obligatorische Suche und Bewertung von Standortalter-
nativen (vgl. insbesondere die Vorgaben des BauGB fur den Umweltbe-
richt in Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a, 4c BauGB) vorwegnehmen und
damit den Planungsaufwand bei der Umsetzung der Konzeption minimie-
ren. Sie kann mithilfe des Konzepts zudem der Bodenschutzklausel nach

§ 1a Abs. 2 BauGB gerecht werden. Demnach soll mit Grund und Boden
sparsam und schonend umgegangen werden; zur Verringerung der zusatzli-
chen Inanspruchnahme von Flachen sind die Moglichkeiten einer Wie-
dernutzbarmachung von Flachen, Nachverdichtung und andere Mal3nah-
men der Innenentwicklung zu nutzen; landwirtschaftlich genutzte Flachen
sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden (vgl. auch Béden gu-

ter Bonitatin der Anlage).

1.5. Interkommunale Entwicklungskonzepte

Von besonderer Bedeutung kénnen in diesem Zusammenhang — insbeson-
dere auch bei in der Relation zu Siedlungseinheiten sehr gro3en PV-Freifla-
chenanlagen - zwischen zwei oder mehreren Gemeinden abgestimmte, in-
terkommunale Entwicklungskonzepte sein. Gegebenenfalls kann auch
die Aufstellung gemeinsamer Flachennutzungsplane mit integrierten Land-
schaftsplanen in Betrachtkommen (vgl. § 204 Abs. 1 BauGB und Kap. Il
4.2 der Planungshilfen p 20/21, S. 43-44; hier auch zur Mdglichkeit einer in-
terkommunalen Vereinbarung uber bestimmte Darstellungenin den Fla-
chennutzungspléanen gemaR § 204 Abs. 1 Satz4 BauGB, die von grofierer

Praxisrelevanz sein kdnnte).
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1.6. Vorgaben der Raumordnung

Die Bauleitplane sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4
BauGB). Grundsatze der Raumordnung sind bei nachfolgenden Abwa-
gungs- oder Ermessensentscheidungen zu bericksichtigen.

Einschlagig bei PV-Freiflachenanlagen kdnnen insbesondere die Ziele (Z)
und Grundsatze (G) der Abschnitte 1.3 ,Klimawandel“, 5.4. ,Land-und
Forstwirtschaft”, 6.2 ,Erneuerbare Energien“ und 7.1 ,Natur und Land-
schaft” im Landesentwicklungsprogramm Bayern — LEP (GVBI. 2013, S.
550) sein:

In Abschnitt 1.3 ist folgender Grundsatz (G) einschlagig:
1.3.1 Klimaschutz
(G) Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen wer-
den, insbesondere durch

- die Reduzerung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten Sied-

lungs- und Verkehrsentwicklung,

- die verstarkte Erschlielung und Nutzung erneuerbarer Energien sowie
den Erhalt und die Schaffung naturlicher Speichermdglichkeiten fur Koh-
lendioxid und andere Treibhausgase.

In Abschnitt 5.4. kdnnen insbesondere folgende Grundsatze (G) einschlagig
sein:
5.4.1 Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflachen
(G) Die raumlichen Voraussetzungen fur eine vielfaltig strukturierte, multi-
funktionale und bauerlich ausgerichtete Landwirtschaft und eine nachhal-
tige Forstwirtschaft in ihrer Bedeutung fur die verbrauchernahe Versor-
gung der Bevolkerung mit nachhaltig erzeugten Lebensmitteln, erneuer-
baren Energien und nachwachsenden Rohstoffen sowie fur den Erhalt
der naturlichen Ressourcen und einer attraktiven Kulturlandschaft und re-
gionale Wirtschaftskreislaufe sollen erhalten, unterstitzt und weiterentwi-
ckelt werden.
(G) Land- und forstwirtschatftlich genutzte Gebiete sollen erhalten werden.
Insbesondere hochwertige Boden sollen nurin dem unbedingt notwendi-

gen Umfang fur andere Nutzungen in Anspruch genommen werden.
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Diesen Anforderungen kanninsbesondere bei Planung und Realisierung
sogenannter Agri-PV, die eine gleichzeitige Nutzung von Flachen fir
landwirtschaftliche Zwecke und die PV-Stromproduktion erméglichen,
Rechnung getragen werden.

In Abschnitt 6.2 kbnnen insbesondere folgendes Ziel (Z) und Grundsatze
(G) einschlagig sein:
6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien

(Z) Erneuerbare Energien sind verstarkt zu erschlie®en und zu nutzen.

6.2.3 Photovoltaik
(G) In den Regionalplanen kénnen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fur
die Errichtung von Freiflachen-Photovoltaikanlagen festgelegt werden.

Um in den Regionen eine einheitliche Anwendung der Kriterien und Steu-
erung von PV-Freiflachenanlagen zu erreichen, kdnnen Regionale Pla-
nungsverbande PV-Freiflachenanlagen Steuerungskonzepte erstellen.
Diese konnen unter regionsweit einheitlicher Anwendung tatsachlicher
und planerischer Ausschluss- sowie Restriktionskriterien den Potenzial-
raum fur PV-Freiflachenanlagen ermitteln. Die Ergebnisse dieser Untersu-
chungen kdnnen als regionales Steuerungskonzept in die Regionalplane
Ubernommen und mdglicherweise durch Vorranggebiete und Vorbehalts-
gebiete Photovoltaik erganzt werden. Solche Vorgaben auf regionaler
Ebene erleichtern den Gemeinden zudem die Ersteinschatzung von An-

fragen zur Errichtung raumbedeutsamer PV-Freiflachenanlagen.

(G) Freiflachen-Photovoltaikanlagen sollen méglichst auf vorbelasteten
Standorten realisiert werden.

Ein Standort ohne Vorbelastung ist daher mit dem Grundsatzregelmalig
nur dann vereinbar, wenn (a) geeignete vorbelastete Standorte nicht vor-
handen sind, und (b) der jeweilige Standort im Einzelfall sonstige &ffentli-

che Belange nicht beeintrachtigt.

In Abschnitt 7 kbnnen insbesondere folgende Grundsatze (G) relevant sein:
7.1.3 Erhalt freier Landschaftsbereiche
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(G) In freien Landschaftsbereichen sollen Infrastruktureinrichtungen még-
lichst geblindelt werden. Durch deren Mehrfachnutzung soll die Bean-
spruchung von Natur und Landschaft méglichst vermindert werden. Un-
zerschnittene verkehrsarme Raume sollen erhalten werden.

(G) Freileitungen, Windkraftanlagen und andere weithin sichtbare Bau-
werke sollen insbesondere nicht in schutzwiirdigen Talern und auf land-
schaftspragenden Gelandericken errichtet werden.

PV-Freiflachenanlagen kénnen ihre Umgebung in Abhangigkeit von kon-
struktiver Ausfiihrung und dem jeweiligen Standort mehr oder weniger
stark optisch beeintrachtigen. Bodennahe, niedrige Modulanlagen sind
dabeiin der Regel einfacher in die Umgebung einzubinden als hohe Auf-
standerungen oder gar eigens als Modultrager errichtete Gebaude. Insbe-
sondere in den Morgen- und Abendstunden ergibt sich durch steil aufra-
genden Elemente eine Fernwirkung. Im Rahmen der gemeindlichen Be-
bauungsplanung sind daher die einschlagigen Festsetzungsmaog lichkeiten
(z.B. H6he der Module, Abstande, freizuhaltende Flachen, Gliederung in
Teilflachen, Grungliederungen, Einzaunung, Art und Maf3 der Eingriinung
etc.) zur Sicherung einer bestmoglichen Einflgung sorgfaltig zu prufen
und ggf. einzusetzen. Dabei sind auch die Anforderungen der baupla-
nungsrechtlichen Eingriffsregelung (s. GI. Nr. 1.9.) zu berucksichtigen.

Neben der Zulassigkeit des Standorts im Hinblick auf vorhandene Sied-
lungsstrukturen erfordert die Pflicht zur Anpassung an die Ziele der Raum-
ordnung, dass der jeweilige Standort im Einzelfall sonstige 6ffentliche Be-
lange, z.B. den Natur- und Bodenschutz, die Rohstoffsicherung oder die
nachhaltige Landwirtschaft nicht beeintrachtigt. Es ist daher auch zu prufen,
ob weitere Ziele und Grundsatze des LEP und der Regionalplane einschla-
gig sind.

Hinzuweisen ist auf die im Jahr 2019 eingeleitete Teilfortschreibung des
LEP, durch welche sich Anderungen an den ztierten Festlegungen ergeben
kénnen sowie neue, relevante Festlegungen hinzutreten kbnnen. Diese sind
ggf. auch wahrend der Planaufstellung bereits als Erfordernisse der Raum-

ordnung in der Abwagung zu berucksichtigen.
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Landesplanerische Uberpriifungen erfolgeni. d. R. im Rahmen des erfor-
derlichen Bauleitplanverfahrens durch die Regierungen als héhere Landes-
planungsbehérden, die als Trager 6ffentlicher Belange zu beteiligen sind.
Das Ergebnis wird in der landesplanerischen Stellungnahme mitgeteilt. In
erheblich Uberdrtlich raumbedeutsamen Einzelfallen (v.a. Vorhaben zu
grofl¥flachigen PV-Freiflachenanlagen) kann die Durchfiihrung eines Raum-
ordnungsverfahrens erforderlich sein. Fur Vorhaben, die die Errichtung ei-
ner PV-Freiflachenanlage mit einer Flache von 30 ha oder mehr zum Ge-
genstand haben, ist jedenfalls regelmafig zu prufen, ob der Anwendungs-
bereich des Raumordnungsverfahrens eréffnetist. Gleichwohl sind aller-
dings immer der zugrundeliegende Einzelfall und die konkreten Umstande
(insbesondere die Bedeutsamkeit/Schutzwiirdigkeit der Landschaft) ent-
scheidend, weswegen auch unterhalb der genannten Flachengrofl e im Ein-
zelfall der Anwendungsbereich eines Raumordnungsverfahrens erdffnet
sein kann und ein solches Verfahren durchzufihrenist. Im Raumordnungs-
verfahren werden gemaR Art. 24 Abs. 1 und 2 Satz1 und 2 Bayer. Landes-
planungsgesetz (BayLplG) solche Vorhaben von erheblicher Uberortlicher
Raumbedeutsamkeit auf ihre Raumvertraglichkeit Gberprift, insbesondere
auf inre Ubereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung und
ihre Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Mal3nah-

men.

1.7. Sonstige Anforderungen an die Bauleitplanung

Von besonderer Relevanzist die bereits erlauterte Standortanalyse. Bau-
leitplane flr PV-Freiflachenanlagen miissen im Ubrigen auf einer sachge-
rechten Abwagung der betroffenen 6ffentlichen und privaten Belange (§ 1
Abs. 7 BauGB) beruhen und dirfen nichtin Widerspruch zu sonstigen 6f-
fentlich-rechtlichen Vorschriften (z.B. Verordnungen Uber Landschafts-
schutzgebiete, Wasserschutzgebietsverordnungen) stehen. Insbesondere
im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen, wasserrechtlichen und boden-
schutzfachlichen Anforderungen bestehtim Einzelfall durch das Vorsehen
geeigneter Vermeidungsmalnahmen die Moglichkeit, einen Widerspruch

aufzulosen.

Generell sind die allgemeinen Anforderungen nach §§ 1 und 1a BauGB zu
berlcksichtigen. Danach sind die Gemeinden verpflichtet, eine nachhaltige
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stadtebauliche Entwicklung — auch in Verantwortung fir den allgemeinen
Klimaschutz — zu gewahrleisten (§ 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB), die den Belan-
gen der Baukultur sowie der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes
ebenso gerecht wird wie den Belangen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege sowie der Nutzung erneuerbarer Energien (§ 1 Abs. 6 Nr. 5,7
BauGB). In den meisten Fallen empfiehlt es sich deshalb, dass die bauleit-
planende Gemeinde friihzeitig mit den Fachbehdérden (etwa soweit Belange
des Naturschutzes und der Landschaftspflege betroffen sind mit der zustan-
digen unteren Naturschutzbehorde oder soweit Belange der Land- und
Forstwirtschaft betroffen sind mit dem zustandigen Amt fir Ernahrung,
Landwirtschaft und Forsten) Kontakt aufnimmt und sich so Uber abwa-
gungsrelevante Gesichtspunkte informiert.

Bei der Prifung naturschutzrechtlicher Verbotstatbestande ist allerdings
Folgendes zu berlcksichtigen: Natur- bzw. artenschutzrechtliche Verbots-
tatbestande betreffen zwar - als Handlungsverbote — an sich nicht unmittel-
bar das Bauleitplanverfahren, sondermn erst - nachgelagert — die konkrete
Vorhabensrealisierung im Vollzug des Bauleitplans (z. B. im Baugenehmi-
gungsverfahren).

Aus dem Gebot der Erforderlichkeit der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 3 Satz 1
BauGB) hat die Rechtsprechung aber eine Prufpflicht bereits im Stadium
der Bauleitplanung dahingehend abgeleitet, ob dem spateren Planvollzug
unuberwindbare (umweltrechtliche) Hindernisse entgegenstehen; solche
Bauleitplane waren namlich ,vollzugsunfahig® und damit unwirksam.

Solche Hindernisse sind dann nicht anzunehmen, wenn eine sog. Aus-
nahme- oder Befreiungslage vorliegt bzw. im Rahmen der Vorhabenver-
wirklichung geschaffen werden kann (sog. ,Hineinplanen in eine Aus-
nahme- oder Befreiungslage®; s. hierzu: Planungshilfen p 20/21, S. 33 ff;
dort auch zur — gesonderten — Behandlung von planungsfeststellungserset-
zenden bzw. vorhabenbezogenen Bebauungsplanen mit jeweils hdherem
Konkretisierungsgrad). Dabei ist zu bertcksichtigen, dass die Funktion ei-
ner Befreiung nach § 67 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) darin be-
steht, Losungen fur rechtliche Unausgewogenheiten zu bieten, die sich bei
Normanwendung auf Grund besonderer Umstande des Einzelfalls ergeben.
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Eine naturschutzrechtliche Befreiung kommt deshalb nur in Betracht, wenn
ein atypischer Sonderfall vorliegt. Bei Konflikten mit Anordnungen in
Schutzzonen von Wasserschutzgebieten oder Heilquellenschutzgebieten
muss ebenfalls die mdgliche Befreiungslage rechtzeitig wasserrechtlich ge-
pruft werden (Siehe LfU— Merkblatt 1.2/8 Planung und Errichtung von Frei-

flachen-Photovoltaikanlagen in Trinkwasserschutzgebieten).

Fur die sich aus der Anlage 1 ergebenden Verbotstatbestande sind die je-
weiligen rechtlichen Folgerungen wiederumin den Planungshilfen p 20/21,

S. 35 ff. im Einzelnen aufgefluhrt.

Zusammengefasst gilt Folgendes:
o Fachplanungen bzw. Nutzungsregelungen sind generell in den
Bauleitplanungen zu beachten und gemafl § 5 Abs. 4 Satz 1 und
Abs. 4a Satz 1 bzw. § 9 Abs. 6 und 6a BauGB nachrichtlich zu tUber-
nehmen bzw. — soweit solche Festsetzungen erstin Aussicht ge-

nommen sind — zu vermerken.

o Nationale Schutzgebiete aufgrund Naturschutzrecht: Die jeweili-
gen Verordnungen bzw. Erklarungen sind in den Bauleitplanungen
zu beachten und gemaR § 5 Abs. 4 Satz 1 bzw. § 9 Abs. 6 BauGB
nachrichtlich zu Gbernehmen. Speziell in Landschaftsschutzgebieten
ist die Errichtung baulicher Anlagen grundsatzlich erlaubnispflichtig.
Die Erlaubnis kann nur erteilt werden, wenn der Schutzzweck der
Verordnung nicht entgegensteht und der Charakter des Gebiets
nicht verandert wird. Kann eine Erlaubnis nicht erteilt werden, sind
die Voraussetzungen einer Befreiunggemal § 67 des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) zu prifen. Die Aufstellung von Bauleit-
planen in naturschutzrechtlichen Schutzgebieten kann, auch wenn
ein Bauverbot besteht, im Einzelfall in Betracht kommen, wenn nach
der jeweiligen Verordnung eine Befreiung hiervon mdglich ist, objek-
tiv eine Befreiungslage vorliegt und deshalb von einer Uberwindung
der Verbotsregelung ausgegangen werden kann (BVerwG, Urteil
vom 17.12.2002 — 4 C.15.01 mwN). Eine Befreiungslage liegt aber

insbesondere dann nicht vor, wenn die jeweilige Schutzgebietsver-
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ordnung durch die nach dem Bebauungsplan zulassigen Verande-
rungen des Schutzgebiets (teilweise) ,funktionslos“werden wiirde.
Eine Befreiungslage setzt deshalb voraus, dass das Schutzgebiet in
seiner Substanz unberuhrt bleibt und der Schutzzweck auch weiter-
hin erreicht werden kann. Sind diese Voraussetzungen gegeben,
kann eine Befreiung erteilt werden, wenn dies aus Griinden des
uberwiegenden 6ffentlichen Interesses notwendig ist oder eine un-
zumutbare Belastung vorliegt (§ 67 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG). Dies
setzt jedoch einen atypischen Einzelfall voraus. In Landschafts-
schutzgebieten, auch in Form von ehemaligen Schutzzonen in Na-
turparken, kann der Konflikt zwischen dem jeweiligen Schutzgebiet
und der Nutzung von PV-Freiflachenanlagen gegebenenfalls auch
durch eine Anpassung der Schutzgebietsverordnung erreicht wer-
den. Empfohlen wird die Einflhrung eines Zonierungskonzepts, das
geeignete Standorte fir die Errichtung von PV-Freiflachenanlagen
ausweist. Zustandig fur die Erarbeitung von Zonierungskonzepten
sind die fur den Erlass der jeweiligen Schutzgebietsverordnung zu-
standigen Gebietskorperschaften. Der Verordnungsgeber hat durch
eine entsprechende Anderung der Verordnung die Méglichkeit, die
Errichtung von PV-Freiflachenanlagen im Landschaftsschutzgebiet
gezielt so zu lenken, dass die Schutzwirkung des Landschafts-
schutzgebiets insgesamt erhalten bleibt. Der Verordnungsgeber hat
damit ein Steuerungsinstrument, um die Errichtung von PV-Freifla-
chenanlagen und Naturschutzbelange in Einklang zu bringen. Die
Herausnahme der Flache aus dem Landschaftsschutzgebiet ist da-
gegen in der Regel kein geeignetes Mittel, um Konflikte mit dem In-
halt der LSG-Verordnung zu I6sen. Die mit der Errichtung der An-
lage verbundene Beeintrachtigung, beispielsweise des Landschafts-
bildes, wird dadurch oft nicht gel6st. Dies gilt auch fur die damit ein-
hergehenden negativen Auswirkungen auf benachbarte Flachen, die
innerhalb des Landschaftsschutzgebiets verbleiben. Dartber hinaus
besteht insbesondere bei wiederholten Herausnahmen die Gefahr,
dass es zu einer Zersplitterung des Schutzgebiets kommt. Deshalb
sollten Herausnahmen zur Ermdéglichung von Photovoltaikanlagen
allenfalls in fur die Substanz des Schutzgebiets nachrangigen Berei-
chen erfolgen (z.B. randliche Erweiterung).
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o Gesetziche geschlitzte Biotope: Ausnahme oder Befreiung von
den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG auf Antrag der Gemeinde
nach § 30 Abs. 4 BNatSchG vor Aufstellung des Bebauungsplans.
Fur die Erteilung einer Ausnahme oder einer Befreiung missen im
jeweiligen Einzelfall die Voraussetzungen des Art. 23 Abs. 3 Bayer.
Naturschutzgesetz (BayNatSchG), beziehungsweise des § 67 Abs.
1 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG vorliegen.

o Artenschutz Differenzierung zwischen besonders geschutzten
Arten, die nicht europarechtlich geschitzt sind einerseits und euro-
parechtlich geschutzten Arten andererseits. Die Berucksichtigung
des Artenschutzes erfolgt bei Arten, die nicht europarechtlich ge-
schutzt sind ausschliellich im Rahmen der bauplanungsrechtlichen
Eingriffsregelung (vgl. § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG, § 1a Abs. 3
BauGB) und damit letztlich in der baurechtlichen Abwagung (vgl. §
44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG). Anders verhalt es sich dagegen bei
europarechtlich geschitzten Arten. Diese sind nicht der Abwagung
zuganglich. Die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote i.S.v. § 44
Abs. 1 BNatSchG sind hier zwingend zu beachten. § 44 Abs. 5
BNatSchG sieht Beschrankungen der artenschutzrechtlichen Ver-
bote fur Vorhaben im Sinne von § 18 Abs. 2 S. 1 BNatSchG vor. Un-
ter den Voraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG ist die Ertei-
lung einer einzelfallbezogenen Ausnahme von den Verboten des §
44 BNatSchG moglich. Daneben kann im Einzelfall eine Befreiung
nach § 67 Abs. 2 BNatSchG von den Verboten des § 44 BNatSchG

erteilt werden.

Zusammenfassend ist es fur die kommunale Praxis insoweit gebo-
ten, unter moglichst frihzeitiger Beteiligung der ortlich zustandigen
Naturschutzbehdrde zu klaren, ob und ggf. unter welchen Voraus-
setzungen die Bauleitplanung moglich ist, also sichergestellt werden
kann, dass der Bauleitplan nicht wegen eines arten- bzw. natur-
schutzrechtlichen Verbots vollzugsunfahig und damit unwirksam

sein wird.
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Gemall § 1 Abs. 6. Ziff. 8e BauGB heil3t es: ,Bei der Aufstellung der
Bauleitpléane sind insbesondere zu berticksichtigen: die Belange der
Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, einschliel3lich
der Versorgungssicherheit”. Kommunen kdnnen eine Steuerungswir-
kung fur EE-Anlagen ausuben und bei der Ausweisung von Flachen
fur Freiflachen PVA/WEA maximale Leistungen (z.B. durch die Be-
grenzung der ausgewiesenen Flache) vorgeben, die errichtet / ange-
schlossen werden sollen. Gréfiere Anschlussleistungen kdnnten mit
einem Gebot flr die Errichtung eines Batteriespeichers zur Reduk-
tion der Einspeiseleistung verbunden werden. Dafur ist zunachst
eine Abstimmung mit dem o6rtlichem VNB nétig, der integrierbare
Leistung vorab der Verwaltung meldet, beispielsweise im Rahmen

der Erarbeitung von Energienutzungsplanen.

Ruckbau von PV-Freiflachenanlagen / Vorhabenbezogener Bebauungs-

plan
Nach heutigem Erkenntnisstand betragt die Nutzungs- und Lebens-

dauer von PV-Freiflachenanlagen mindestens 20 Jahre. Ob und in
welcher Form vergleichbare Anlagen zu einem spateren Zeitpunkt
auf diesen Standorten weitergefihrt werden, wird vor dem Hinter-
grund der Entwicklung auf dem Energiesektor sowie im Hinblick auf
die Herstellungskosten und die Ausgestaltung der kinftigen Férder-
politik entschieden. Wenn ein wirtschaftlicher Weiterbetrieb des
Standortes dann nicht mehr gegebeniist, besteht die Gefahr, dass

die PV-Freiflachenanlage nicht zurickgebaut wird.

Um den Ruckbau einer PV-Freiflachenanlage rechtlich abzusichern
kann sich die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans nach § 12 BauGB empfehlen. Die Gemeinde kann im beglei-
tenden Vorhaben-und Erschlielungsplan mit Durchfuhrungsvertrag
die Verpflichtung zum Ruckbau der Anlage vereinbaren. Die Ver-
pflichtung kann Uber Burgschaften, Dienstbarkeiten oder ahnliches
gesichert werden. Daruber hinaus bietet der vorhabenbezogene Be-

bauungsplan eine Vielzahl weiterer Vorteile und Gestaltungsmog-
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lichkeiten. So ist die Gemeinde — im Gegensatz zur Angebotspla-
nung - nicht an den abschlieRenden Festsetzungskatalog des § 9
BauGB gebunden, sondern kann projektbezogen erganzende Rege-
lungen aufnehmen. Sie hat zudem die Mdglichkeit, den Planungs-
aufwand und die Planungskosten fir eine MalRnahme, die vorrangig
den Interessen eines einzelnen Investors dient, diesem ganz oder
teilweise zu Ubertragen. Die Planungshoheit bleibt jedoch auch in
diesem Fall uneingeschrankt bei der Gemeinde. Das Ergebnis des
notwendigen Bauleitplanverfahrens kann und darf durch vertragliche
Regelungen nicht vorweggenommen werden (zum vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanvgl. i. U. Planungshilfen fur die Bauleitplanung p
20/21; Kap.12Nr. 11, S. 11-12).

Rechtlich problematisch ist hingegen die Konstellation, eine Rick-
bauverpflichtung mittels zeitlicher Befristung der Festsetzungen im
Bebauungsplan (§ 9 Abs. 2 BauGB) in Verbindung mit einer Dul-
dungsverpflichtung (§ 179 Abs. 1 BauGB) durchsetzen zu wollen.
Nach § 9 Abs. 2 BauGB kann bereits bei Aufstellung des Bebau-
ungsplans die zuldssige Nutzung nur fur eine — ggf. mit dem Anla-
genbetreiber abgestimmte - Zeitdauer zugestanden und die von der
Gemeinde gewiinschte Folgenutzung festgesetzt werden. Aus be-
fristeten Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 BauGB folgt eine Riickbau-
verpflichtung fur den Investor jedoch nicht unmittelbar. Vielmehr be-
darf es zur Durchsetzung einer gesonderten Anordnung (Duldungs-
verpflichtung nach § 179 Abs. 1 BauGB). In der Praxis erweist sich
die hoheitliche Durchsetzung solcher Duldungsverpflichtungen auf-
grund der grundsatzlich gegebenen Rechtschutzmdglichkeiten und
ggf. der Entschadigungsproblematik (vgl. § 179 Abs. 3 BauGB) als
durchaus schwierig. Es ist deshalb zu empfehlen, Rickbauverpflich-
tungen durch die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans in Verbindung mit den begleitenden stadtebaulichen Vertragen
zu vereinbaren (s.0.). Letztere sind auch im Vorgriff und Rahmen ei-
nes herkdmmlichen (Angebots-) Bebauungsplans moglich. Die Mog-

lichkeit stadtebauliche Vertrage zu schliel3en ist fir Kommunen nach
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§ 11 Abs. 1 Satz 1 BauGB nicht begrenzt. Auch die Moglichkeit Ent-
siegelung und Ruckbau in derartigen Planen vorzusehen, besteht

grundsatzlich uneingeschrankt.

Fur die Zeit nach dem erfolgten Rickbau einer PV-Freiflachenan-
lage kann bereits im Bebauungsplan eine Folgenutzungim Sinne
des § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzt werden. Zwar fehlt eine entspre-
chende Regelung fur Flachennutzungsplane in § 5 BauGB. Doch ist
§ 5 Abs. 2 BauGB zum einen nicht abschlieRend formuliert und auch
muss zum anderen hier eine entsprechende Darstellung Uber eine
Folgenutzung bereits mdglich sein, sonst kdnnte dem Entwicklungs-
gebotin Fallen einer Folgefestsetzung auf Bebauungsplanebene
nicht entsprochen werden.

Bei einer dauerhaften Nutzungsaufgabe der PV-Freiflachenanlage
kann auch eine landwirtschaftliche Anschlussnutzung durch entspre-
chende Vereinbarungen im Durchfihrungsvertrag zwischen Kom-
mune und Vorhabentrager sichergestellt werden (s.0.). Nach einem
Ruckbau der Anlage kdnnen die Flachen grundsatzich (wieder) un-
eingeschrankt landwirtschaftlich genutzt werden. Aus agrarstru ktu-
reller Sicht sollte bevorzugt eine mdglichst uneingeschrankte land-
wirtschaftliche Nutzung erfolgen, um den Erhalt wertvoller landwirt-
schaftlicher Nutzflachen sicherzustellen und den Flachenentzug fur
die Landwirtschaft mdglichst gering zu halten. Ausgehend von einer
vor der PV-Nutzung praktizierten landwirtschaftiche Nutzung han-
delt es sich im Kern eben nicht um eine Folgenutzung, sondernum
die Wiederaufnahme der urspringlichen Bewirtschaftung. Das Be-
wirtschaftungs- bzw. Pflege- und Ausgleichskonzept fur die Zeit der
Nutzung der Flache als PV-Anlage ist aus agrarstruktureller Sicht
auf die Wiederaufnahme einer moglichst ungestdrten landwirtschaft-
lichen Nutzung moglichst im Umfang der ursprunglich in Anspruch
genommenen Flache auszurichten. Es ist zudem ausgeschlossen,
dass wahrend der Zeit der Nutzung als PV-Anlage Dauergrinland
entsteht, fur das das Umwandlungsverbot nach Art. 3 Abs. 4 Satz 1
Nr. 1 BayNatSchG gilt (s. u.). Dieses ist nur dann einschlagig, wenn
eine Flache dauerhaft als Wiese, Mahweide oder Weide genutzt
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wird. Das Verbot setzt eine landwirtschaftliche Nutzung der Flache
voraus. Bei Photovoltaik-Freiflachenanlagen, die vorrangig der Er-
zeugung von Strom aus Sonnenenergie dienen und bei denen Be-
weidung oder Mahd zur Pflege der Anlageflache erfolgt (Ausnahme
Agri-PV-Anlagen — weitere Ausfuihrungen hierzu vgl. GI. Nr. 3.3.)
liegt eine solche landwirtschaftliche Nutzung nicht vor. Nach Entfer-
nung der PV-Anlage von der Flache kann diese daher frihestens
nach einer mindestens flnfjahrigen landwirtschaftlichen (Nach-)Nut-
zung als Wiese, Mahweide oder Weide funf Jahren zu Dauergrin-
land im Sinne des Art. 3 Abs. 4 Satz 2 BayNatSchG werden.

Fur etwaige Folgenutzungen sind die einschlagigen Vorschriften des
Naturschutzrechts zu beachten: so u. a. Bestimmungen zum Schutz
bestimmter Landschaftsteile gemaf Art. 16 BayNatSchG sowie des
gesetzlichen Biotopschutzes gemal § 30 BNatSchG in Verbindung
mit Art. 23 BayNatSchG. Insbesondere fur den Fall, dass sich die
Anlagenflache zu einem arten- und strukturreichen Dauergrinland
im Sinne des Art. 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 BayNatSchG entwickelt hat,
sind die Verbote des § 30 Abs. 2 BNatSchG zu beachten. Ferner
kénnen Bestimmungen des Artenschutzes (vgl. §§ 44 und 45
BNatSchG) relevant werden. Insbesondere fur den Fall, dass sich
wahrend der Betriebsphase besonders oder streng geschutzte Arten
auf der Anlagenflache ansiedeln, sind die Verbote des § 44 Abs. 1
BNatSchG zu beachten. Im Einzelfall ist unter den naturschutzrecht-
lichen Ausnahmevoraussetzungen des Art. 23 Abs. 3 BayNatSch
bzw. des § 45 Abs. 7 BNatSchG die Erteilung einer einzelfallbezoge-
nen Ausnahme von den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG bzw.
des § 44 BNatSchG mdglich. Daneben kann im Einzelfall eine Be-
freiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG von den genannten Verboten
erteilt werden. Diese gesetzlichen Vorgaben missen im Hinblick auf
die Folgenutzung der Flache nach Rickbau einer PV-Freiflachenan-
lage beachtet werden.
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1.9. Bauplanungsrechtliche Eingriffsregelung

a) Einleitung

Gemal} § 1a BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraus-

sichtlich erheblicher Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes so-
wie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts in sei-
nenin§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a bezeichneten Bestandteilen (Ein-
griffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) in der Abwa-
gung nach § 1 Abs. 7 zu berlcksichtigen. Erhebliche Beeintrachti-
gungen des Landschaftsbildes und des Naturhaushalts und die da-
fur erforderlichen Vermeidungs- und AusgleichsmalRnahmen werden

grundsatzlich getrennt voneinander ermittelt.

Die folgenden Hinweise zur Berucksichtigung der naturschutzrechtli-
chen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung erfolgen mit Blick auf
die Fortschreibung des Leitfadens ,Bauenim Einklang mit Natur und
Landschaft. Dieser versteht sich als Orientierungshilfe fur eine fach-
lich und rechtlich abgesicherte, aberauch zigige Anwendung der
Eingriffsregelungin der Bauleitplanung. Er wird den Gemeinden zur
eigenverantwortlichen Anwendung empfohlen. Es steht ihnen aber
auch frei, andere sachgerechte und nachvollziehbare Methoden an-
zuwenden. Ein gesetzlich vorgeschriebenes Bewertungsverfahren
fehlt, denn die Regelungen der Bayerischen Kompensationsverord-
nung (BayKompV) vom 7. August 2013 (GVBI. S. 517) gelten man-
gels Regelungskompetenz Bayerns fur die baurechtliche Eingriffsre-

gelung nicht.

Durch die Fortschreibung des Leitfadens soll starker als bisher die
Qualitat der Eingriffs- und Ausgleichsflache und weniger die Quanti-
tatin Ansatzgebracht werden kénnen. Zudem sollen Bewertungs-
elemente der BayKompV fur die baurechtliche Eingriffsregelung
nutzbar gemacht werden, ohne aber die bisherige Struktur des Leit-
fadens grundsatzlich zu verandern. Der Uberarbeitete Leitfaden baut

auf dem Leitfaden von 2003 auf.
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Da die bauliche Nutzung durch PV-Freiflachenanlagen von einer Be-
bauung mit Gebauden (einschl. deren ErschlieRung) deutlich ab-
weicht, werden flir die Bewaltigung der Eingriffsregelung bei PV-
Freiflachenanlagen spezfische Hinweise gegeben. Diese gelten

ausschlieflich fur Bauleitplanverfahren zu PV-Freiflachenanlagen.

b) Vermeidung und Ausgleich Naturhaushalt

Vor der Ermittlung des Ausgleichsbedarfs wird geprift, ob erhebliche Be-
eintrachtigungen durch geeignete Mallnahmen soweit wie moglich ver-
mieden werden kénnen. Vermeidungsmalnahmen sind rechtlich verbind-
lich zu sichern (z.B. festgesetzt nach § 9 BauGB oder vertraglich verein-
bart nach § 11 BauGB) und ihre positiven Wirkungen prognostisch quant-

fiziert und qualifiziert im Rahmen der Eingriffsregelung zu bewerten.

aa) Grundsatziche VermeidungsmalRnahmen

Standortwahl unter Beachtung der Standorteignung (s. Anlage Aus-
schluss- und Restriktionsflachen)

Keine Uberplanung naturschutzfachlich wertvoller Bereiche (z.B. amtlich
kartierte Biotope, Bodendenkmaler und Geotope, Bdden mit sehr hoher
Bedeutung als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte gemaR § 2 Bun-
desbodenschutzgesetz - BBodSchG)

15 cm Abstand des Zauns zum Boden bzw. anderweitige Zadunungen,
durch die dieselbe Durchlassigkeit fir Klein- und Mittelsauger etc. ge-
wahrleistet werden kann

Fachgerechter Umgang mit Boden gemafl} den bodenschutzgesetzlichen
Vorgaben

bb) Vermeidung durch 6kologische Gestaltungs-und PflegemalRnahmen

Durch 6kologisch hochwertige Gestaltungs- und Pflegemafnahmen auf
der Anlagenflache kénnen erhebliche Beeintrachtigungen des Naturhaus-
halts minimiert werden. Werden die Gestaltungs- und PflegemalRnahmen
im Optimalfall flichendeckend umgesetzt, kdnnen erhebliche Beeintrach-
tigungen des Naturhaushalts komplett vermieden werden.

Unter 6kologisch hochwertig gestalteten und gepflegten PV-Freiflachen-
anlagen sind grundsatzlich Anlagen zu verstehen, auf denen ein extensiv

genutztes, arten- und blitenreiches Grinland entwickelt und gepflegt
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wird, das sich in Arten- und Strukturausstattung am Biotoptyp ,,MéBig ex-
tensiv genutztes, artenreiches Griinland“ (= BNT G212) orientiert (s. a.
GI. Nr. 1.8. zur Nachnutzung). Dariber hinaus sind erganzende Mal3nah-
men zur Einbindung in die Landschaft in Abhangigkeit von den konkreten
ortlichen Verhaltnissen erforderlich (s. ¢ Vermeidung und Ausgleich Land-
schaftsbild).

Fur die Entwicklung und Pflege von arten- und blatenreichem Griinland
sind folgende Maligaben zu beachten:
o Grundflachenzahl (= GRZ = Mal} der baulichen Nutzung) < 0,5
o 2zwischen den Modulreihen mind. 3 m breite besonnte Streifen
o Modulabstand zum Boden mind. 0,8 m
o Begrunung der Anlagenflache unter Verwendung von Saatgutaus
gebietseigenen Arten bzw. lokal gewonnenen Mahgut,
o keine Dungung,
o kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln,
o 1-bis 2- schirige Mahd (Einsatz von insektenfreundlichen Mah-
werk, Schnitthdhe 10 cm) mit Entfernung des Mahguts oder/auch
o standortangepasste Beweidung oder/auch
o Kein Mulchen

Die Erfolgsaussichten fur die dauerhafte Etablierung und den Erhalt von
extensiv genutztem, artenreichen Grinland hangt malRgeblich von den
ortlichen Standortbedingungen sowie einer standortgerechten Pflege ab.
Insbesondere kann sich eine arten- und blutenreiche Vegetation nur bei
passender Nahrstoffversorgungssituation einstellen. Bei Standorten, auf
denen der Boden aufgrund der vorherigen Nutzung als Acker oder inten-
siv genutztes Grinland hohe Nahrstoffvorrate besitzt, wird dies ggf. wah-
rend der Entwicklungsphase zusatzliche Mahddurchgange im Sinne von
Schropfschnitten erfordem.

Bei Einhaltung dieser MalRgaben und Umsetzung der genannten Mal}-
nahmen kann, wenn der Ausgangszustand der Anlagenflache gemaf Bi-
otopwertliste als ,intensiv genutzter Acker (BNT A11 gemal Biotopwert-
liste) und/oder ,intensiv genutztes Grunland® (BNT G11 gemafR Bio-
topwertliste) einzuordnen ist, davon ausgegangen werden, dass i.d.R.
keine erheblichen Beeintrachtigungen des Naturhaushalts verbleiben. In
diesen Fallen entsteht kein Ausgleichsbedarf.
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cc) Ermittlung des Ausgleichsbedarfs

Kdénnen die MalRgaben dagegen nur teilweise eingehalten und die Mal3-
nahmen nur teilweise umgesetzt werden, ist der Ausgleichsbedarfzu er-
mitteln und um die durch 6kologischen Gestaltungs- und Pflegemalfinah-
men erreichbare Vermeidung zu reduZzieren.
Die Bestimmung des rechnerisch ermittelbaren Ausgleichsbedarfs erfolgt
nach der Methodik des Leitfadens ,Bauen im Einklang mit Natur und
Landschaft®. Hierflr sind folgende Gréf3en relevant:

o Eingriffsflache

o Ausgangszustand der Eingriffsflache (Wertpunkte entsprechend na-

turschutzfachlicher Bedeutung)
o Eingriffsschwere

Folgende Definitionen gelten hierfir:

Eingriffsflache = Geltungsbereich des Bebauungsplans

Ausgangszustand der Eingriffsflache: Fur die Bestimmung des Ausgangs-

zustands der Eingriffsflache sind die vorhandenen Biotop- und Nutzungs-

typen (BNT) gemal Biotopwertliste zu erfassen. Diese werden nach den

folgenden Kriterien bewertet:

e BNT ohne naturschutzfachliche Bedeutung gem. Biotopwertliste wer-
den mit 0 Wertpunkten (WP) bewertet.

e BNT mit einer geringen naturschutzfachlichen Bedeutung gem. Bio-
topwertliste (1-5 WP) werden pauschal mit 3 WP bewertet;

e BNT mit einer mittleren naturschutzfachlichen Bedeutung gem. Bio-
topwertliste (6-10 WP) werden pauschal mit 8 WP bewertet.

e BNT mit einer hohen naturschutzfachlichen Bedeutung werden mit
den jeweiligen Wertpunkten gem. Biotopwertliste (11 — 15 WP) bewer-
tet.

Eingriffsschwere = Mal} der baulichen Nutzung = Beeintrachtigungsfaktor
Fur BNT geringer oder mittlerer naturschutzfachlicher Bedeutung: Beein-
trachtigungsfaktor = Grundflachenzahl (= GRZ2)

Fur BNT hoher naturschutzfachlicher Bedeutung: Beeintrachtigungsfaktor
=1
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Der rechnerisch ermittelbare Ausgleichsbedarf ergibt sich durch fol-
gende Rechnung:

Eingriffsflaiche x Wertpunkte BNT der Eingriffsflache im Ausgangs-
zustand x Beeintrachtigungsfaktor

Nach Feststellung des Ausgleichsbedarfs ist dieser gemaf der erreichba-
ren Vermeidung zu reduzieren. Die erheblichen Beeintrachtigungen des
Naturhaushalts bei PV-Freiflachenanlagen kénnen in der Regel durch die
vielfaltigen MaRnahmen und Moglichkeiten weitestgehend vermieden
werden. Dabei wird empfohlen, die technische Losung fur die Gestaltung
der PV-Anlage, insbesondere mit Blick auf die Wirtschaftlichkeit und einer
besseren Vereinbarkeit mit der landwirtschaftlichen Nutzung der Projekt-
flache, zu berlcksichtigen und ggf. anzupassen.

Im Regelfall wird davon ausgegangen, dass uber den rechnerisch ermit-
telten Ausgleichsbedarf auch die Beeintrachtigungen der Funktionen der
nicht flichenbezogenen Merkmale und Auspragungen des Schutzguts Ar-
ten und Lebensraume sowie der Schutzguter biologische Vielfalt, Boden
und Flache, Wasser, Klima und Luft mit abgedeckt werden.

Wenn in Abweichung vom Regelfall die Beeintrachtigung eines biotischen
oder abiotischen Schutzguts nicht im erforderlichen Maf} durch den rech-
nerisch ermittelten Ausgleichsbedarf fir das Schutzgut Arten und Lebens-
raume abgedeckt wird, ist fur das jeweils konkret betroffene Schutzgut
der zusatzliche Ausgleichsbedarf verbal-argumentativ zu ermitteln.

dd) AusgleichsmaRnahmen

Als Ausgleichsmalinahmen, die sich innerhalb bzw. im direkten Umfeld
der Anlagenflache umsetzen lassen, kommen insbesondere in Betracht:

(1) Ausgleichsmalinahmen zur Deckung des rechnerisch ermittelten Be-

darfs (in Wertpunkten):

e Herstellung und Entwicklung von flachigen Biotopstrukturen mit hoch-
wertigen BNT gemal Biotopwertliste als Zielzustand

e Umsetzung von Malknahmen entsprechend LfU-Arbeitshilfe Produkti-

onsintegrierte Kompensationsmaflnahmen (Bayerische Kompensati-

onsverordnung (BayKompV) - Arbeitshilfe Produktionsintegrierte
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KompensationsmaRnahmen (PIK) - Publikationsshop der Bayerischen

Staatsreqgierung (bayern.de)

(2) Ausgleichsmalinahmen zur Deckung des verbal-argumentativ ermit-

telten Bedarfs:

e Bereitstellung von Sonderstrukturen wie Totholzhaufen, Steinschit-
tungen, Offenbodenstandorte und Flachwassertimpeln auf beweide-
ten Flachen bzw. im Bereich groRerer, offener Wiesen.

e Anbringen von Spezialnisthilfen im Bereich der Geholze im Umfeld

(insb. Vogelnistkasten)

c) Vermeidung und Ausgleich L andschaftsbild

aa) Grundsatziche VermeidungsmalRnahmen

Aufgrund ihrer technischen Gestalt sind PV-Freiflachenanlagen land-
schaftsfremde Objekte, die das Landschaftsbild erheblich beeintrachtigen
kénnen. Die entscheidenden Kriterien fur das Ausmalfd an erheblichen Be-
eintrachtigungen sind der Wirkraum, der durch die Sichtbarkeit der An-
lage in der Landschaft (Fem- und Nahsicht) bestimmt wird und der natur-
schutzfachliche Wert des Schutzguts Landschaftsbild in diesem Wirkraum
unter Einbezug etwaiger Vorbelastungen. Diese Beeintrachtigungen gilt
es soweit wie mdglich zu vermeiden, daflr ist die Standortwahl das zent-
rale Instrument. Grundsatzlich ist die Standortwahl daher unter Beach-
tung der ausschliefenden bzw. einschrankenden Kriterien (s. Anlage) zu
treffen. Eine aktive raumliche und planerische Steuerungsmoglichkeit
kédnnen Kommunen durch Erarbeitung eines stadtebaulichen Standort-
/Entwicklungskonzepts (s. Rundschreiben Kap. 1.2 ff.) nutzen.

Zusatzlich sollten folgende Vermeidungsmafinahmen in die Planung mit-
einbezogen werden:

Erhalt wertvoller Landschaftselemente (z.B. Einzelbdume) und Biotop-
strukturen auf der bzw. angrenzend an die Anlagenflache

Aussparen von Teilflachen von der Uberbauung im Sinne einer optischen
Gliederung

Anordnung der Module unter Rlucksichtnahme auf Topographie und vor-

handenes Relief


https://www.bestellen.bayern.de/application/applstarter?APPL=eshop&DIR=eshop&ACTIONxSETVAL(artdtl.htm,APGxNODENR:34,AARTxNR:lfu_nat_00321,AARTxNODENR:349507,USERxBODYURL:artdtl.htm,KATALOG:StMUG,AKATxNAME:StMUG,ALLE:x)=X
https://www.bestellen.bayern.de/application/applstarter?APPL=eshop&DIR=eshop&ACTIONxSETVAL(artdtl.htm,APGxNODENR:34,AARTxNR:lfu_nat_00321,AARTxNODENR:349507,USERxBODYURL:artdtl.htm,KATALOG:StMUG,AKATxNAME:StMUG,ALLE:x)=X
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Gelingt mangels vorhandener Landschaftsstrukturen die Einbindung der
PV-Freiflachenanlage in die Landschaft nicht vollstandig, kbnnen die er-
heblichen Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes ggf. nicht vollstandig
vermieden werden und sind dann auszugleichen.

bb) Ermittlung des Ausgleichsbedarfs

Der Ausgleichsbedarffir das Schutzgut Landschaftsbild wird aufgrund
der sehr spezifischen Eigenart dieses Schutzguts immer gesondertver-
bal-argumentativ ermittelt.

Der Ausgleichsbedarf bemisst sich an Art und Umfang der beeintrachtig-
ten Funktionen des Landschaftsbildes. Ausgeglichen ist eine Beeintracht-
gung, wenn und sobald das Landschaftsbild landschaftsgerecht wieder-
hergestellt oder neugestaltet ist.

cc) AusgleichsmaRnahmen

Bei den PV-Freiflachenanlagen werden i.d.R. Malknahmen bendtigt,
durch die die Neugestaltung des Landschaftsbildes an Ort und Stelle ge-
lingt und eine entsprechende Einbindung der Anlage in die Landschaft si-
chert. Hierfur sind naturnahe Strukturelemente einzubringen:
o Pflanzung von Gehdlzen bzw. einer Hecke zur Eingriinung
Fur das Pflanzgut sind ausschlielich gebietseigene Arten zu ver-
wenden.
o Herstellung von weiteren naturnahen Strukturelementen wie z.B.

blitenreiche Sdume im Randbereich der Anlageflache

Ausgleichsmalinahmen fur das Schutzgut Landschaftsbild kdnnen zu-

gleich als Ausgleichsmalinahmen fur das Schutzgut Arten- und Lebens-
raume angerechnet werden, sofern sie die erforderlichen Voraussetzun-
gen erflllen (insbesondere entsprechend LfU-Arbeitshilfe Produktionsin-

tegrierte KompensationsmalRnahmen).

Die Frage, welcher Ausgleich letztlich festgesetzt wird, ist nach § 1a Abs.
3 Satz 1 BauGB aufgrund einer umfassenden Abwagung zu entscheiden.
Wenn und soweit sich die Malinahmen auf3erhalb der Eingriffsregelung
auch auf andere Belange auswirken, sind sie bei der Abwagung auch je-
ner Belange zu bericksichtigen.
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2. Energierechtliche und energiewirtschaftliche Fragestellungen

Fur solche PV-Freiflachenanlagen, deren Betreiber eine Férderung nach
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz2021 (EEG) erhalten, siehtdas EEG ei-
nen abschlieRenden Flachenkatalog vor. Einige der Erwagungen, die eine
Gemeinde bei der Auswahl von Flachen fur PV-Freiflachenanlagen leiten

kénnen, lagen auch der Ausgestaltung dieses Flachenkataloges zugrunde.

Betreiber von PV-Freiflachenanlagen mit einer installierten Leistung von
mehr als 750 Kilowatt haben nur dann gegen den Netzbetreiber einen An-
spruch auf die Marktpramie, solange und soweit eine von der Bundesnetza-
gentur im Rahmen der Ausschreibungen flir Solaranlagen des ersten Seg-
mentes ausgestellte Zahlungsberechtigung wirksam st (§ 22 Abs. 3 EEG).
Bei diesen Ausschreibungen kénnen nur Gebote fir PV-Freiflachenanlagen
abgegeben werden, die auf einer der im Katalog des § 37 Abs. 1 Nr. 2 EEG
genannten Flachen errichtet werden sollen. Geférdert werden kénnen nach
diesem Katalog unter anderem PV-Freiflachenanlagen auf einer Flache,
— die zum Zeitpunkt des Beschlusses liber die Aufstellung oder An-
derung des Bebauungsplans bereits versiegelt war,
— eine Konversionsflache aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, woh-
nungsbaulicher oder militdrischer Nutzung war, oder
— langs von Autobahnen oder Schienenwegen lag, wenn die PV-
Freiflachenanlage in einer Entfernung bis zu 200 Meter, gemes-
sen vom aufReren Rand derbefestigten Fahrbahn, errichtet wer-
den und innerhalb dieser Entfernung ein langs zur Fahrbahn gele-
gener und mindestens 15 Meter breiter Korridor freigehalten wer-

den soll.

Die Landesregierungen kdnnen zudemim Rahmen einer Rechtsverordnung
festlegen, dass fur ihr Landesgebiet Gebote flr PV-Freiflachenanlagen be-

rucksichtigt werden konnen, deren Flursticke zum Zeitpunkt des Beschlus-
ses Uber die Aufstellung oder Anderung des Bebauungsplans als Ackerland
oder Grunland genutzt worden sind und in einem benachteiligten Gebiet la-
gen. Von dieser Moglichkeit hat die Bayerisches Staatsregierung Gebrauch

gemacht und festgelegt, dass in Bayern pro Kalenderjahr maximal 200 PV-
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Freiflachenanlagen auf Acker- und Grinlandflachen in benachteiligten Ge-
bieten im Rahmen der Ausschreibungen bezuschlagt werden kénnen (§ 1

Verordnung zur Ausfiihrung energiewirtschaftlicher Vorschriften - AVEn).

Betreiber von PV-Freiflachenanlagen mit einer installierten Leistung von bis
zu 750 Kilowatt benétigen fir den Anspruch auf die Marktpramie bzw. eine
Einspeisevergltung (bei Anlagen mit einer installierten Leistung von bis zu
100 Kilowatt mdglich) hingegen keinen Zuschlag bei den Ausschreibungen.
Die Flachenkulisse richtet sich flr diese Anlagen nach § 48 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 und 3 EEG und entspricht zum grof3en Teil der Flachenkulisse fir An-
lagen mit einer installierten Leistung von tiber 750 Kilowatt. Die Offnung auf
Acker- und Grinlandflachen in benachteiligten Gebieten gilt fur Anlagen bis
einschlieBlich 750 Kilowatt allerdings nicht.

Auch sogenannte Agri-PV-Anlagen und schwimmende PV-Anlagen (s. Gl.
Nr. 3.2 und GI. Nr. 3.3) sowie Solaranlagen auf Parkplatzflachen (die aber
in der Regel nichtim AuRenbereich liegenwerden) kdnnen nachdem EEG
gefordert werden, soweit sie die Voraussetzungen der Flachenkulisse nach
§ 48 Abs. 1 EEG (Anlagen mit einer installierten Leistung bis einschlieRlich
750 Kilowatt) bzw. § 37 Abs. 1 EEG (Anlagen mit einer installierten Leistung
uber 750 Kilowatt) erflllen. Fur Anlagen tber 750 Kilowatt bedarf es zudem
eines Zuschlages im Rahmen der Ausschreibungen fir Solaranlagen des

ersten Segmentes (s. oben).

Daruber hinaus gehdren ,Solaranlagen auf Ackerflachen bei gleichzeitigem
Nutzpflanzenanbau auf der Flache®, ,Solaranlagen auf Gewassern“ sowie
»o0laranlagen auf Parkflachen® zu den besonderen Solaranlagen im Sinne
von § 2 Nr. 1a Innovationsausschreibungsverordnung (InnAusV), fur die
zum 1. April 2022 vorbehaltlich der noch ausstehenden beihilferechtlichen
Genehmigung ein Sondervolumen von 150 Megawatt in den Innovations-
ausschreibungen vorgesehenist und fur die gemal § 16 Abs. 2 InnAusV
die Flachenkulisse gemal} § 37 EEG nicht anzuwenden ist. Die Bundes-
netzagentur hat gemaR § 15 InnAusV zum 1. Oktober 2021 die Vorausset-
zungen festgelegt, die an diese besonderen Solaranlagen zu stellen sind
((ITBONN01D467-20210922145733 (bundesnetzagentur.de).



https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/Unternehmen_Institutionen/Ausschreibungen/Innovations/GezeichneteFestlegungOktober2021.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Gemal § 6 Abs. 3 EEG durfen vorbehaltlich der noch ausstehenden beihil-
ferechtlichen Genehmigung der Vorschrift bei Freiflachenanlagen den be-
troffenen Gemeinden Betrage von insgesamt 0,2 Cent pro Kilowattstunde
fur die tatsachlich eingespeiste Strommenge angeboten werden. Als betrof-
fen gelten Gemeinden, auf deren Gemeindegebiet sich die Freiflachenanla-
gen befinden. Gemal § 6 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EEG darf die Vereinbarung
vor der Genehmigung der Freiflachenanlage, jedoch nicht vor dem Be-
schluss des Bebauungsplans geschlossen werden. Welcher konkrete Zeit-
punkt fir den Beschluss des Bebauungsplans heranzuziehen ist, ist gericht-
lich noch nicht geklart. Aus Griinden der Rechtssicherheit wird empfohlen
auf den Satzungsbeschluss abzustellen. Angebote zum Abschluss einer
solchen Vereinbarung (§ 6 Abs. 4 Satz3 EEG) durften nach diesen ersten

Rechtsauffassungen zu diesem Zeitpunkt jedoch wohl zulassig sein.
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3. Fragestellungen im Einzelfall

3.1.  PV-Freiflachenanlagen auf StraRengrundstiicken und neben Bundes-

autobahnen

a) Hinsichtlich PV-Freiflachenanlagen auf Flachen neben Bundesautobahnen
und auf den StraRengrundstiicken ist auf Folgendes hinzuweisen: PV-Frei-
flachenanlagen Dritter auf Straltengrundstticken, die nicht vom StralRenbau-
lasttrager betrieben werden, unterliegen nicht dem Fachplanungsvorbehalt
nach § 38 BauGB; ihre bauplanungsrechtliche Zulassigkeit richtet sich regel-
mafRig nach § 35 BauGB. Aufgrund der 6ffentlich-rechtlichen Widmung als
StraRenflache sind diese Grundsticke allerdings der gemeindlichen Bauleit-
planung entzogen. Gleiches gilt fir Photovoltaikflachen auf LaArmschutzanla-
gen des Stralkenbaulasttragers; solche Larmschutzwande und -walle sind
ebenfalls StralRenbestandteile. Diese Anlagen stellen freilich keine PV-Frei-

flachenanlagen dar.

Aus stralRenrechtlicher Sicht sind Photovoltaikanlagen auf Straflengrundsti-
cken sonstige Nutzungen. Diese werden zwischen dem Straflenbaulasttra-
ger und dem Betreiber der Photovoltaikanlage durch zivilrechtlichen Vertrag
geregelt (vgl. § 8 Abs. 1, 10 Bundesfernstrallengesetz - FStrG).

b) Nach den §§37 Abs. 1 Nr. 2c), 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 c¢) aa) EEG kdnnen
PV-Freiflachenanlagen geférdert werden, wenn sie maximal in einem 200
Meter Abstand entlang von Autobahnen (und Schienenwegen) errichtet
werden und langs zur Fahrbahn ein mindestens 15 m breiter Korridor frei-
gehalten wird. Fur diese PV-Freiflachenanlagen (auferhalb des Stralken-
grundsticks) ist auch davon auszugehen, dass im Bauleitplanverfahren die
Anbauverbotszone (40 m ab Fahrbahnrand) nach § 9 Abs. 1 FStrG und die
Anbaubeschrankungszone (100 m ab Fahrbahnrand) nach § 9 Abs. 2
FStrG in der planerischen Abwagung als Belange zu berlcksichtigen sind.
Nach §§ 37 Abs. 1 Nr. a c),48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 c) aa) EEG muss inner-
halb der Entfernung von 200 Meter auf3erdem ein mindestens 15 Meter
breiter Korridor freigehalten werden. Soweit der Errichtung der PV-Freifla-
chenanlage Ausbauabsichten, Griinde der Sicherheit und Leichtigkeit des

Verkehrs oder der Strallenbaugestaltung entgegenstehen, kann deshalb
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der Bebauungsplan die PV-Freiflachenanlage nur dann ohne Abwagungs-
fehler zulassen, wenn diesen verkehrlichen Belangen durch eine Befristung
des Bebauungsplans oder Festsetzungen Rechnung getragen werden
kann. Diese Belange und die verkehrsfachliche Beurteilung einer Befristung
sowie moglicher Festsetzungen werden durch Mitwirkung des Tragersder
StralRenbaulast in das Bauleitplanverfahren eingebracht (vgl. § 9 Abs. 7
FStrG). Diese Aufgabe obliegtseit 01.01.2021 der Autobahn GmbH des
Bundes (§ 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 12 InfrGGBV). Zusatzlich ist wegen seiner Zu-
standigkeit fur anbaurechtliche Entscheidungen das FemstraRen-Bundes-

amt als Trager 6ffentlicher Belange am Bauleitplanverfahren zu beteiligen.

3.2. Schwimmende PV-Freiflachenanlagen

Bei PV-Anlagen auf Gewassern werden Photovoltaikmodule auf schwim-
menden Unterkonstruktionen montiert. Die Unterkonstruktionen werden mit
dem Gewasserbett Uber eine Vertauung verbunden, sodass sich die
schwimmenden Module an die Bewegungen des Gewassers anpassen kon-
nen. In Deutschland wurden bisher wenige Erfahrungen mit der neuen
Technik gemacht. In Bayern sind in den vergangenen Jahren einige Pilot-
projekte gestartet. Keine PV-Freiflachenanlagen in diesem Sinne sind
kleine einzelne PV-Module, welche der Stromversorgung von Kleinverbrau-
chern z.B. auf Booten oder Messeinrichtungen dienen.

Die Besorgnis einer schadlichen Gewasserveranderung sowie dass keine
sonstigen Belange mafigeblich negativ betroffen sind, muss durch geeig-
nete Nebenbestimmungen ausgeschlossen werden. Hierbei ist davon aus-
zugehen, dass schwimmende Solarsysteme in folgenden Punkten potenzi-
elle Auswirkungen auf Natur und Landschaft haben kdnnen:
e Uberdeckung der Wasserflache mit Auswirkung auf Végel, die Verhalt-
nisse unter Wasser (z.B. Schichtungsverhaltnisse bei Seen),
o Auswirkungen auf die Gewassersohle durch Verankerungen,
e Veranderung der Lichtverhaltnisse sowie der physikalisch-chemischen
und biologischen Gewasserqualitat im Wasserkorper,
e Eintrag von Stoffen z. B. aufgrund Auswaschung von Zink oder ande-
ren Stoffen aus den Bauteilen oder des Einsatzes von Reinigungsmit-
teln

e Gefahr von Stromfluss im Gewasser bei z. B. beschadigten Leitungen,



-35 -

e Lichtimmissionen (Effekte wie Reflexion, Spiegelung) mit Stérwirkung
u. a. fur Vogel,
e Beeintrachtigung des Landschaftsbildes durch technische Uberpra-
gung einer naturnahen Umgebung.
Hierzu liegen allerdings noch keine Erfahrungen bzw. Untersuchungen Uber
mittel- oder langfristige Auswirkungen vor. Daher sollte dem Betreiber ein
betriebsbegleitendes Monitoring von gewasserrelevanten Umweltparame-
tern auferlegt werden, welches im Detail mit dem zustandigen Wasserwirt-

schaftsamt abzustimmen ist.

Alle bisher verwirklichten Anlagen haben gemeinsam, dass sie auf durch
Nassauskiesung entstandenen Gewassern installiert wurden. Der Vorteil an
diesen Gewassern ist, dass wenig Konfliktpotential mit anderen Nutzungs-
arten besteht. Diese Gewasser sind in der Regel auf Grund der mit einer
laufenden Nassauskiesung verbundenen Gefahren keine Naherholung-
sorte. Daruber hinaus existieren hier meist die erforderliche elektrische Inf-
rastruktur und ein enger raumlicher Zusammenhang zwischen Stromerzeu-
ger und Stromverbrauch. Bei allen bisher gestarteten Projekten wird der er-
zeugte Strom direkt von den angrenzenden Betrieben verbraucht. Auf ande-
ren Gewassern birgt eine Installation von schwimmenden PV-Anlagen hin-
gegen ein Konfliktpotential mit Nutzungen und gewasserdkologischen An-
forderungen. Daher sollte der Betrieb von PV-Anlagen auf Auskiesungs-
seen beschrankt bleiben. Insbesondere bei FlieRgewassem sind dariber
hinaus die Belange wie Beeintrachtigung des Hochwasserabflusses, Ver-
klausungsproblematik, Treibholz, Wasserspiegelschwankungen oder Eis-
stau planerische Herausforderungen. Auch bei Staustufen bzw. Stauseen
sind Auswirkungen auf die Sicherheit und den Betrieb der Anlagen (Wehre,
Entnahmeanlagen, betriebliche Wasserspiegelschwankungen) im Genehmi-
gungsverfahren mit zu betrachten. Die Nutzung als Naherholungs- und Ba-
deort und auch die Fischerei werden, selbst bei Einzaunung der schwim-
menden PV-Anlagen, nur schwer mit einer Stromgewinnung vom Wasser
aus in Einklang zu bringen sein. Zudem sind PV-Anlagen auf Gewassern
nach bisherigen Erkenntnissen wartungsintensiver als PV-Freiflachenanla-
gen auf demLand, was hohere Stromproduktionskosten nach sich ziehen
kann (zur Standorteignung fur schwimmende PV-Anlagen s. Anlage).
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Bei der Errichtung von schwimmenden PV-Anlagen in Oberflachengewas-
ser handelt es sich um einen erlaubnispflichtigen Benutzungstatbestand ge-
maRk § 9 Abs. 1 Nr. 4 Wasserhaushaltsgesetz - WHG (Einbringen fester
Stoffe), der gemal § 8 Abs. 1 WHG der Erlaubnis oder Bewilligung bedarf.
Ob die Errichtung der konkreten PV-Anlage erlaubnisfahig ist, unterliegt
dem Prifprogrammdes § 12 WHG. Danach ist die Erlaubnis zu versagen,
wenn schadliche, auch durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder
nicht ausgleichbare Gewasserveranderungen zu erwarten sind oder andere
offentlich-rechtliche Vorschriften (insb. Naturschutzrecht, Baurecht) nicht
eingehalten werden. Im Ubrigen steht die Erteilung der Erlaubnis im pflicht-
gemalen Ermessen der zustandigen Behdrde (in der Regel Kreisverwal-
tungsbehdrde geman Art. 63 Bayer. Wassergesetz - BayWG). Gegebenen-
falls misste auch ein bestehender Planfeststellungsbeschluss wieder auf-
gegriffen und im Hinblick auf die gednderte Zweckbestimmung angepasst
werden.

Auf schwimmende PV-Anlagen ist das Bauplanungsrecht grundséatzlich an-
wendbar, welches im Rahmen der Erlaubnis gepruft wird. Der fur die An-
wendbarkeit der §§ 29 ff. BauGB verwendete bauplanungsrechtliche Vorha-
benbegriff nach § 29 Abs. 1 BauGB setzt voraus, dass die jeweilige Anlage
Uber eine feste und dauerhafte Verbindung mit dem Erdboden verfligtund
bodenrechtliche Relevanz aufweist. Die Verbindung mit dem Erdboden
ergibt sich daraus, dass die Module mit dem Gewasserbett Uber eine Ver-
tauung verbunden sind. Eine bodenrechtliche Relevanz wird angenommen,
wenn ein Belang des § 1 Abs. 6 BauGB berlhrt wird. In Bezug auf schwim-
mende PV-Anlagen kommen insbesondere § 1 Abs. 6 Nr. Sund Nr. 7
BauGB in Betracht. Dass eine Wasserflache von der Bauleitplanung erfasst
wird, ist einhellige Meinung in der Rechtsprechung. Hierflr sprechen insbe-
sondere §§ 5 Abs. 2 Nr. 7 und 9 Abs. 1 Nr. 16 a) BauGB. Daruber hinaus
sind von Grundsticken i.S.v. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB auch Wassergrund-
stlcke erfasst. §§ 29 ff. BauGB werden nach § 38 Satz 1 BauGB nicht an-
gewendet, wenn ein Planfeststellungsverfahren fur Vorhaben von Uberortli-
cher Bedeutung unter Beteiligung der Gemeinde durchgefuhrt wird. Bei
schwimmenden Photovoltaikanlagen im Zusammenhang mit Nassabgra-
bungsbetrieben kommt hier insbesondere ein Planfeststellungsverfahren
aus Anlass des Gewasserausbaus nach § 68 Abs. 1 WHG in Frage.
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Hinsichtlich der bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit ist zwischen privile-
gierten und nichtprivilegierten Vorhaben zu unterscheiden. In Betracht
kommt, dass die schwimmende PV-Anlage einem ortsgebundenen Gewer-
bebetrieb, welcher nach § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB privilegiert ist, dient. Der
Begriff des ,Dienens” ist erfullt, wenn ein vernlnftiger Betriebsinhaber unter
Beachtung des Gebotes der groitmoglichen Schonung des AulRenberei-
ches das Vorhaben am selben Standort und mit gleichem Umfang durch-
fuhren wiirde. Zwischen der PV-Anlage und dem ortsgebundenen Betrieb
ist ein raumlich-funktionaler Zusammenhang erforderlich. Im Hinblick auf
PV-Anlagen verbietet sich grundsatzlich jede verallgemeinernde Betrach-
tungsweise i.S.v. strengen Grenzwerten. Vielmehr mussen die Umstande
des Einzelfalles berucksichtigt werden. Zu beachten sind unter anderem die
GroRe und Art des Betriebes, die Eignung des Vorhabens zum erstrebten
Zweck, die Ortsublichkeit derartiger Vorhaben, das Verhaltnis der Kosten
und Nutzen sowie der Standort des Vorhabens. Daruber hinaus ist es erfor-
derlich, dass die erzeugte Energie in dem Betrieb tatsachlich verwendet
wird. Es ist hierbei keine ausschlieliche Eigennutzung erforderlich. Viel-
mehr kann ein untergeordneter Teil der gewonnenen Energie an Dritte oder
in das offentliche Netzabgegeben werden.

Sind diese Voraussetzungen nicht erflillt, findet die Privilegierung des § 35
Abs. 1 Nr. 3 BauGB keine Anwendung. Eine eigenstandige Privilegierung
der PV-Anlage scheidet bereits aufgrund des von der héchstgerichtlichen
Rechtsprechung verlangten Tatbestandsmerkmals der Ortsgebundenheit
regelmallig aus. Fur die Realisierung solcher PV-Anlagen im Auldenbereich

ist daher eine Bauleitplanung erforderlich.

3.3. Agri-PV-Anlagen
Gemald demin GI. Nr. 2 erlauterten § 15 InnAusV hat die Bundesnetzagen-

tur zum 1. Oktober 2021 die Voraussetzungen festgelegt, die an besondere
Solaranlagen im Rahmen der Innovationsausschreibung zu stellen sind. Die
Innovationsausschreibung ,Besondere Solaranlage” umfasst bei der Agri-
PV sowohl Solaranlagen auf Ackerflachen bei gleichzeitigem Nutzpflan-
zenanbau auf der Flache als auch bei Anbau von Dauerkulturen oder mehr-
jahrigen Kulturen. Agri-PV-Anlagen mussen dabei gemal dem Stand der
Technik errichtet und betrieben werden. Die Einhaltung des Standes der
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Technik istinsbesondere erbracht, wenn die Solaranlagen und der Nutz-
pflanzenanbau bzw. der Anbau von Dauerkulturen oder mehrjahrigen Kultu-
ren auf den Flachen Uber die gesamte Forderdauer die Anforderungen der
DIN SPEC 91434:2021-05 erfullen. Nach der DIN SPEC 91434 ist die Agri-
PV als ,die kombinierte Nutzung ein und derselben Landflache flr landwirt-
schaftliche Produktion als Hauptnutzung und fiir Stromproduktion mittels ei-
ner PV-Anlage als Sekundarnutzung® definiert. Eine Agri-PV-Anlage kann
sowohl vertikal als auch horizontal verbautwerden. Vorteilhaft an diesen
Anlagen ist, dass dadurch die Flache doppelt verwendet werden kann und
so die Flachennutzungseffizienz deutlich steigt. Zu berticksichtigen ist, dass
bei Anlagen, die einen Zuschlag in einer Ausschreibung erhalten haben,
dann mit den Ausnahmen des § 27a Satz 1 EEG fur die Dauer der Forde-
rung keine Eigenversorgung mehr zulassig ist. Die bauplanungsrechtliche

Bewertung ist davon zu unterscheiden.

Hinsichtlich der Genehmigungspflicht gelten keine Abweichungen zu den
oben dargestellten Ausfuhrungen. Problematisch ist die bauplanungsrechtli-
che Bewertung der Agri-PV-Anlagen im Hinblick auf die Privilegierung die-
ser Anlagen. Meist werden diese im Aulzenbereich nach § 35 BauGB errich-
tet. Dort stellt sich die Frage, ob die Anlagen nach § 35 Abs. 1 BauGB privi-
legiert sind. Sie kénnten hierbei allenfalls unter § 35 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2
BauGB fallen. Ein besonderes Augenmerk ist dort auf den Begriff des ,Die-
nens® zu richten. Der Begriff des ,Dienens® ist nur dann erflllt, wenn ,ein
vernunftiger Landwirt unter Bericksichtigung des Gebots der gro3tmagli-
chen Schonung des Aulienbereichs dieses Vorhaben mit etwa gleichem
Verwendungszweck und etwa gleicher Gestaltung fur einen entsprechen-
den Betrieb errichten wirde und das Vorhaben durch diese Zuordnung zu
dem konkreten Betrieb gepragt wird“. MaRgeblich ist hierbei nicht allein die
wirtschaftliche ZweckmaRigkeit eines Vorhabens. Vielmehr istim Rahmen
einer Gesamtbetrachtung zu beurteilen, ob die Agri-PV-Anlage der landwirt-
schaftlichen Nutzung unter- und zugeordnet ist und somit von der privile-
gierten Nutzung ,mitgezogen® wird. Die Frage der Unter- und Zuordnung ist
im konkreten Einzelfall zu beurteilen. Allgemein gilt: Je enger der Zusam-
menhang zwischen landwirtschaftlichem Betrieb und landwirtschaftsfremder
Nutzung ist, desto eher liegt eine mitgezogene Privilegierung vor. Voraus-
setzung ist jedenfalls, dass die Nutzung der Flache zur Stromerzeugung nur
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eine der Landwirtschaft untergeordnete Rolle einnimmt. Auch muss der
durch die Agri-PV-Anlage erzeugte Strom tiberwiegend dem landwirtschaft-
lichen Betrieb zugutekommen. Das Mitziehen eines Vorhabens soll nament-
lich keine Handhabe dafiir bieten, einen landwirtschaftlichen Betrieb unter
erleichterten Voraussetzungen um einen unabhangigen gewerblich-kauf-
mannischen Betriebsteil zu erweitern. Sollte die Agri-PV-Anlage nichtim
AulRenbereich nach § 35 Abs. 1 BauGB privilegiert zulassig sein, so emp-
fiehlt sich die bereits erlauterte Aufstellung eines vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans nach § 12 BauGB.

3.4. PV-Freiflachenanlagen und Denkmalschutz

Flachen im Bereich von Bau- und Bodendenkmalem sind nicht von vornhe-
rein als Standorte flr die Ansiedelung von PV-Freiflachenanlagen ungeeig-
net. Bei der Bauleitplanung sind nachfolgende Hinweise zu beachten. We-
gen der Einschrankungen handelt es sich bei Standorten im Bereich von
Bodendenkmalern um Restriktionsflachen i.S.d. Ziffer 2 der Anlage zum

Rundschreiben.

a) Bei der Anpassung der Bauleitplanung fur PV-Freiflachenanlagen an die
Ziele der Raumordnung (§ 1 Abs. 4 BauGB) sind in denkmalpflegeri-
scher Hinsicht gegebenenfalls insbesondere das Ziel und der Grundsatz
gem. 8.4.1 LEP (GVBI 2013, S. 550) (Abschnitt 8.4 ,Kultur®, 8.4.1
Schutz des kulturellen Erbes) zu beachten.

b) Bei der anlasslich der Aufstellung der Bauleitplane gem. § 1 Abs. 7
BauGB im Ubrigen vorzunehmenden Abwégung der betroffenen 6ffentli-
chen und privaten Belange sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB die Be-
lange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege zu berucksichtigen.
Soweit diese Belange betroffen sind, empfiehlt es sich, mit der zustandi-
gen Denkmalschutzbehérde und dem Bayerischen Landesamt fur Denk-
malpflege frihzeitig, mdglichst schon zu Beginn von Vorhabens-und
Bauleitplanung, Kontakt aufzunehmen und sich Uber abwagungsrele-

vante Gesichtspunkte zu informieren.
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c) Vorhaben im Bereich von Bau- und Bodendenkmalern bedirfen einer
denkmalschutzrechtlichen Erlaubnis, soweit diese nicht durch eine bau-
rechtliche Genehmigung, baurechtliche Zustimmung oder abgrabungs-
rechtliche Genehmigung ersetzt wird (Art. 6 Abs. 1, Abs. 3 Satz 1 Bayer.
Denkmalschutzgesetz— BayDSchG). Die Erlaubnis kann versagtwer-
den, wenn dies zum Schutz eines Bau- oder Bodendenkmals erforder-
lich ist oder das Vorhaben zu einer Beeintrachtigung des Wesens, des
uberlieferten Erscheinungsbildes oder der kinstlerischen Wirkung eines
Bau- oder Bodendenkmals fuhren wiirde und gewichtige Griinde des
Denkmalschutzes fur die unveranderte Beibehaltung des bisherigen Zu-
stands sprechen (Art. 6 Abs. 2, 7 BayDSchG). In der Regel ist es fur die
bauleitplanende Gemeinde erforderlich, bereits im Vorfeld einer Bauleit-
planung, z.B. anlasslich der Erstellung eines Standortkonzepts, die fir
die Errichtung von PV-Freiflachenanlagen in Betracht kommenden
Standorte zu ermitteln. In diesen Fallen empfiehlt es sich, frihzeitig mit
der zustandigen Denkmalschutzbehdérde und dem Bayerischen Landes-
amt fur Denkmalpflege zu klaren, ob bei Vollzug eines entsprechenden
Bebauungsplans der Schutz von Bau- und Bodendenkmalem an den
beabsichtigten Standorten durch Anordnung geeigneter Auflagen, ins-
besondere zur bodenschonenden Errichtung von Anlagen, in denkmal-
schutzrechtlichen Erlaubnisbescheiden (bzw. den sie ggf. ersetzenden
Bescheiden) gewahrleistet werden kann, oder ob zum Schutz von Bau-
und Bodendenkmalern entsprechende Erlaubnisse (bzw. sie ggf. erset-
zende Bescheide) versagt werden missten.

3.5. PV-Freiflichenanlagen in Uberschwemmungsgebieten

In festgesetzten oder vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsgebieten ist
die Ausweisung neuer Baugebiete, wozu auch Sondergebiete fur Freifla-
chenphotovoltaikanlagen zahlen, in Bauleitplanen im Au3enbereich unter-
sagt (§ 78 Abs. 1 und 8 WHG).

Die ortlich zustandige Kreisverwaltungsbehdrde kann abweichend von die-
sem Verbot die Ausweisung neuer Baugebiete ausnahmsweise zulassen,
wenn die strengen neun Voraussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG kumulativ

vorliegen. Eine hohe Hirde stellt dabei insbesondere die erste Ausnahme-
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voraussetzung dar, wonach keine anderen Mdglichkeiten der Siedlungsent-
wicklung bestehen oder geschaffen werden kénnen (§ 78 Abs. 2 Satz 1 Nr.
1 WHG). Bei dem Begriff der ,Siedlungsentwicklung®handelt es sich um
Aspekte aus unterschiedlichen Rechtsbereichen, die fir die Auslegung her-
angezogen werden kdnnen. Die Siedlungs- bzw. Stadtentwicklung be-
schreibt alle Veranderungen der Siedlungs- bzw. Stadtstruktur. Dazu geho-
ren neben Veranderungen im Bevolkerungsaufbau auch Beschaftigten-
strukturen, Arbeitsplatze, die raumliche Verteilung der Bevolkerung und vor
allem die Flachennutzung. Dabei gibt es keinen Anspruch auf einen optima-
len Standort und es ist auch die Moglichkeit einer Umwidmung zu prufen.
Zudem hat die Gemeinde darzulegen, dass ihr — unter Berlcksichtigung der
historischen, 6kologischen, kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Be-
lange — eine ordnungsgemaRe Siedlungsentwicklung nurim Uberschwem-

mungsgebiet moglich ist.

Letztendlich entscheidend sind also die tatsachlichen Umstande vor Ort.
Die Alternativenprufung ist dabei flir das gesamte Gemeindegebiet durch-
zufuhren, nicht nur fur einen Stadtteil. Denn die Vorschrift lasst den Zugriff
auf ein Uberschwemmungsgebiet nicht schon dann zu, wenn sich fir ein
bestimmtes Vorhaben kein auerhalb des Uberschwemmungsgebiets gele-
gener Alternativstandort findet, sondem stellt ausdruicklich auf die Sied-
lungsentwicklung als solche ab. Der Begriff der Siedlungsentwicklung ist
nicht mit dem Begriff der Projekt- bzw. Vorhabenentwicklung gleichzuset-
zen.

Eine Ausnahme nach § 78 Abs. 2 WHG ist also nur mdglich, wenn etwa das
gesamte oder nahezu gesamte Gemeindegebiet im Uberschwemmungsge-
biet liegt oder topografische Grinde zu einer Gemeindeentwicklung gerade

im oder in einem Teil des Uberschwemmungsgebiets in Betracht kommen.

Das Verbot der Bauleitplanung im festgesetzten Uberschwemmungsgebiet
und die Ausnahmevorschriftdes § 78 Abs. 2 WHG gelten nur im Au3enbe-
reich. FUr Gebiete, fur die ein qualifizierter oder vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan besteht bzw. die im sog. Innenbereich nach § 34 BauGB liegen,
gilt dieses Verbot nicht, sondern nur erhéhte Anforderungen an die bauleit-
planerische Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB (§ 78 Abs. 3 WHG). Das be-
deutet aber auch: Wenn mit einem Bebauungsplan fur eine Photovoltaik -
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Anlage erstmals Baurecht geschaffen wird und das Gebiet damit nicht mehr
dem Auldenbereich zugeordnet werden kann, ist das Gebiet flr den Hoch-
wasserschutz verloren und spatere Anderungen des Bebauungsplans sind
relativ einfach nach Malkgabe des § 78 Abs. 3 WHG mdglich. § 78 WHG
dient dem unmittelbaren Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und hat

einen besonders hohen Stellenwert fur die Sicherheit und Lebensqualitat
der Gesellschaft.
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Anlage Standorteignung

1.

Grundsatzlich nicht geeignete Standorte (Ausschlussflachen):

Nationalparke, Nationale Naturmonumente, Naturschutzgebiete, Natur-
denkmaler, geschutzte Landschaftsbestandteile (§§ 23, 24 und 28, 29
BNatSchG)

Kernzonen von Biospharenreservaten

Gesetzlich geschutzte Biotope (§ 30 BNatSchG i.V.m. Art. 23 Bay-
NatSchG)

Rechtlich festgesetzte Ausgleichs-und Ersatzflachen (§ 15 BNatSchG)
Wiesenbrutergebiete (vgl. Wiesenbriter- und Feldvogelkulisse)

In den Landschaftsplanen als Kern- und Vorrangflachen fur den Natur-
schutz ausgewiesene Gebiete

Alpenplan Zone C

Boden- und Geolehrpfade einschlieRlich deren Stationen sowie Geotope
Wasserschutzgebiete (§ 51 ff. WHG) und Heilquellenschutzgebiete (§ 53
WHG), sofern fur die betreffende Schutzzone entgegenstehende Anord-
nungen gelten, und nicht eine Befreiungslage herbeigefuhrt werden kann
Gewasserrandstreifen

Gewasser-Entwicklungskorridore

Uberschwemmungsgebiete

Naturliche FlieRgewasser, natlrliche Seen

Bdden mit sehr hoher Bedeutung fir die natlrlichen Bodenfunktionen ge-
mafRk BBodSchG

Landwirtschaftlicher Boden Uberdurchschnittlicher Bonitat
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2. Eingeschrankt geeignete Standorte (= Restriktionsflachen) (soweit nicht Ziffer

1 einschlaqiq):

— Landschaftsschutzgebiete, auch in Form von ehemaligen Schutzzonen in
Naturparken (s. a. Gl. Nr. 1.7. Zonierungskonzepte)'.

— Bodendenkmaleri.S. von Art. 1 und 7 BayDSchG, soweit sie nicht ganz
oder zum Teil Uber der Erdoberflache erkennbar sind

— Pflegezonen von Biospharenreservaten

— Besondere Schutzgebiete nach § 32 BNatSchG (= Natura 2000 Gebiete )'.

— Flachen zum Aufbau und Erhalt des Biotopverbunds (gem. Art. 19 Abs. 1
BayNatSchG)

— Standorte oder Lebensraume mit besonderer Bedeutung'

o fur europarechtlich geschitzte Arten oder Arten, flir die Bayemn
eine besondere Verantwortung hat

o fur besonders oder streng geschitzte Arten des Bundesnatur-
schutzgesetzes oder der Bundesartenschutzverordnung

o fur Arten der Roten Listen 1 und 2 mit enger Standortbindung.

— Bereiche, die aus Griinden des Landschaftsbildes, der naturbezogenen
Erholung und der Sicherung historischer Kulturlandschaften von besonde-
rer Bedeutung sind, einschlieBlich weithin einsehbare, landschaftspra-
gende Landschaftsteile wie Gelandericken, Kuppen und Hanglagen und
schutzwirdige Taler

— Vorranggebiete fur andere Nutzungen

— Alpenplan Zone Aund B

— Landschaftliche Vorbehaltsgebiete, regionale Grinzige gemaf Regional-
plan

— Grofiraumig (von Siedlungen oder tUberdérlichen Verkehrsachsen) unzer-
schnittene Landschaftsraume

— Moorbdéden mit weitgehend degradierter Bodenstruktur'2.

'In der Regel werden der Errichtung von PV-Freiflachenanlagen in diesen Gebieten bzw.
auf diesen Flachen naturschutzrechtliche- und -fachliche Erwagungen entgegenstehen.
2Vorhaben, bei denen gezielt Mal nahmen zur Férderung einer nachhaltigen Regenera-
tion von Moorbéden umgesetzt werden, sind auf solchen Flachen grundsatzlich nicht aus-
geschlossen.
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Kunstliche Gewasser, sofern sie am natirlichen Abflussgeschehen teil-
nehmen, hohe 6kologische Bedeutung besitzen oder zur Naherholung ge-

nutzt werden



Alexander Geitner

Von: Maria Wittmann <Maria.Wittmann@BayerischerBauernVerband.de>
Gesendet: Montag, 18. November 2024 15:39

An: Baurechtsverwaltung

Betreff: Stellungnahme o6fftentliche Beteiligung SO Photovoltaik Aicha Solar

Erweiterung

Sehr geehrte Damen und Herren,
fur den Bebauungsplan Sondergebiet ,Photovoltaik-Aicha Solar Erweiterung“ geben wir folgende Stellungnahme ab:

Begriinung

Fir die Eingrinung des Sondergebietes sind niedrig wachsende Gehdlze und Hecken zu verwenden. Sofern
hochwachsende Straucher und Baume angepflanzt werden, sind diese alle 10 bis 15 Jahre zu entfernen oder auf den
Stock zu setzen. Andernfalls ist ein Giber den gesetzlichen Grenzabstand hinausgehender Abstand von 5 m zu den
landwirtschaftlichen Flachen im Siden, Westen und Osten und von 10 m zu den an der Nordseite angrenzenden
landwirtschaftlichen Flachen einzuhalten, sofern diese nicht im Besitz den Anlagenbetreibers befinden. Damit wird
sichergestellt, dass die landwirtschaftliche Nutzung der benachbarten Grundstiicke durch Schattenwurf und
Wasserentzug nicht negativ beeinflusst wird.

Bestehende Drainagen

Beim Bau der Photovolatikanlage ist darauf zu achten, dass keine Drainagen (bzw. jegliche Formen von
bodenverbessernden MaRnahmen) beschadigt werden, die benachbarte oder dahinterliegende Grundstiicke
entwassern.

Bewirtschaftung der umliegenden Flachen

Die normale Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flachen erfolgt auch durch Maschinen
mit rotierenden Werkzeugen (Mahwerke, Heuwerbegerate, Hacksler, Frasen, Eggen und Mulchgerate). Dadurch kann
auch bei ordnungsgemaflem Einsatz der Gerate Steinschlag verursacht werden. Es besteht deshalb die Gefahr, dass
Solarmodule beschadigt werden kénnen. Dies wird auch durch die geplante Randbepflanzung nicht ganzlich zu
vermeiden sein. Es ist deshalb eine Lésung zu finden, die den Haftungsausschluss von Steinschlagschaden und
ahnliches durch die Bewirtschafter der angrenzenden Flachen gewahrleistet.

Durch die Bewirtschaftung der an die geplanten Freiflachenanlagen angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflachen
kénnen Staubemissionen entstehen. Es ist moglich, dass diese eventuell den Betrieb des Solarparks stéren. Es muss
daher sichergestellt werden, dass die ordnungsgemalie Bewirtschaftung der an das Sondergebiet Photovoltaik
angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflachen durch den Bau des Solarparks nicht beeintrachtigt wird.

Riickbau nach Ablauf der Nutzung

Nach Ablauf der Flachennutzung durch Photovoltaik ist sicherzustellen, dass die betroffenen Flachen wieder in den
Ausgangszustand zuriickversetzt werden. Die Nutzung als Ackerflache muss nach der Nutzung durch Photovoltaik
jedenfalls wieder moglich sein. Zur Entsorgung der Anlage sowie zur Beseitigung jeglicher baulichen Malnahmen
(z.B. Zaune, Verkabelung, Fundamente etc.) sollte eine entsprechende Riickbauverpflichtung verankert werden.
Nutzung der Flurwege

Die Zufahrten zu den angrenzenden Flachen missen auch wahrend der Bauphase und nach Fertigstellung der
Anlage gewahrleistet bleiben bzw. sichergestellt werden. Vor allem ist sicherzustellen, dass die vorhandenen
landwirtschaftlichen Wege erhalten bleiben und in ausreichender Breite auch genutzt werden kdnnen.

Finanzieller Ausgleich aufgrund der Beeintrachtigung von Jagdrevieren

Far die Beeintrachtigung der Jagdreviere, die im Zusammenhang mit den Photovoltaikanlagen entstehen, hat der
Investor an die Jagdgenossenschaft einen finanziellen Ausgleich zu leisten. Der erforderliche Ausgleich ist von der
Jagdgenossenschaft zu beziffern. Eine zwischen dem Investor und der Jagdgenossenschaft geschlossene
Vereinbarung uber den finanziellen Ausgleich ist vor dem Abschluss des Durchfuhrungsvertrages vorzulegen.

Mit freundlichen GruRen

i.A.
Maria Wittmann
Fachberaterin

Bayerischer Bauernverband

Dienststelle Neumarkt

Regensburger Stralle 96, 92318 Neumarkt
Tel.09181-266840 - Fax: 09181-266843
mailto:Neumarkt@BayerischerBauernVerband.de
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Vollzug des Baugesetzbuches — BauGB

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans "SO Photovoltaik Aicha
Solar Erweiterung" und 28. Anderung des Flichennutzungsplans von Acker
bzw. Wiese zu einem Sondergebiet (SO)

Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4
Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit E-Mail vom 29.10.2024 haben Sie uns als Trager offentlicher Belange zu o.g.
Vorhaben um AuRerung nach § 4 Abs. 1 BauGB gebeten. Zu dem genannten Vor-

haben nehmen wir aus wasserwirtschaftlicher Sicht Stellung.

Vorab weisen wir darauf hin, dass die auf der Webseite bereitgestellten Unterlagen
ausschlief3lich den Aufstellungsbeschluss sowie die Bekanntmachung umfassten.
Es lagen also keine Informationen zu beabsichtigten Festsetzungen, Hinweisen, etc

Vor.

Standort Telefon / Telefax E-Mail / Internet
Landshuter Str. 59 +49 941 78009-0 poststelle@wwa-r.bayern.de
93053 Regensburg +49 941 78009-222 www.wwa-r.bayern.de




Allgemein

Das Planungsgebiet liegt nicht in einem Trinkwasserschutzgebiet oder einem Uberschwem-
mungsgebiet und ist nicht im Kataster gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG)
aufgefuhrt, fur die ein Verdacht auf Altlasten oder schadliche Bodenveranderungen besteht.
Es findet keine erlaubnispflichtige Sammlung und gezielte Einleitung/ Versickerung von Nie-

derschlagswasser statt.

Minimierung des Zinkeintrags in den Boden

Es liegen keine Informationen Uber die vorgesehene Art der Fundamente fir die einzelnen
Module vor. Haufig wird eine Verankerung mittels Ramm- oder Schraubfundamenten festge-
setzt.

Werden verzinkte Stahlprofile, Stahlrohre bzw. Stahlschraubanker bis in die gesattigte Zone
oder den Grundwasserschwankungsbereich eingebracht, kann Zink verstarkt in Lésung ge-
hen. Fir die Grindung der grof¥flachigen Freiflachenphotovoltaikanlagen werden viele Grin-
dungselemente bendtigt. Daher ist ein vermehrter Stoffeintrag von Zink in Boden und
Grundwasser nicht auszuschlieRen. Verzinkte Rammprofile oder Erdschraubanker diirfen
daher nur eingebracht werden, wenn die Eindringtiefe lber dem héchsten Grundwasser-
stand liegt. Dieser ist durch Baugrunduntersuchungen zu ermitteln, dabei ist zu beachten,
dass insbesondere in Gewassernahe und in den Tallagen Grundwasser schon wenig unter-
halb der Erdoberflache anstehen kann. Alternativ sind andere Materialien (z.B. unverzinkter
Stahl, Edelstahl, Aluminium, Zink-Aluminium-Magnesium Legierung) oder andere Grun-
dungsverfahren zu verwenden.

Wir bitten, eine entsprechende Festsetzung aufzunehmen.

Reinigung der Module

Um einen Eintrag von potenziell schadlichen Stoffen in Boden und Grundwasser zu vermei-
den, bitten wir in die Festsetzungen mit aufzunehmen, dass fur die Reinigung der Photovol-
taikelemente ausschliellich Wasser verwendet werden darf, ohne chemische Reinigungsmit-

tel oder andere potenziell wassergefahrdende Stoffe.

Starkregen

In der Hinweiskarte Oberflachenabfluss und Sturzflut des LfU sind im Planungsgebiet poten-
zielle FlieBwege mit maRigem, erhéhtem und starkem Abfluss bei Starkregen kartiert. Die
Karte ist zu finden unter nachfolgendem Link:
https://www.umweltatlas.bayern.de/mapapps/resources/apps/umweltatlas/index.html?lang=d
e&stateld=a6e462ef-834b-4b91-a462-ef834b0b9150



https://www.umweltatlas.bayern.de/mapapps/resources/apps/umweltatlas/index.html?lang=de&stateId=a6e462ef-834b-4b91-a462-ef834b0b9150
https://www.umweltatlas.bayern.de/mapapps/resources/apps/umweltatlas/index.html?lang=de&stateId=a6e462ef-834b-4b91-a462-ef834b0b9150
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Wir bitten auch die zugehdrigen Hinweise zur Karte zu beachten. Diese sind zu finden unter:

https://www.lfu.bayern.de/wasser/starkregen und sturzfluten/hinweiskarte/index.htm

Hieraus ergeben sich folgende Anforderungen an die Planung:

Transformatoren und andere technische Anlagen dirfen nicht im Bereich der kartier-
ten FlieBwege und nicht in Gelandesenken zu liegen kommen. Dies ist bei der Fest-
legung der Standorte im Bebauungsplan zu berlcksichtigen

Transformatoren sind mit einem wasserunempfindlichen Sockel von mindestens 25
cm Uber der Gelandeoberkante auszufihren. Dies ist in den Festsetzungen aufzu-
nehmen.

Umzaunungen sind so auszufiihren, dass sie kein massives Abflusshindernis darstel-
len. Der oberflachliche Abfluss darf nicht zum Nachteil umliegender Grundstlicke ver-
andert werden.

Es durfen keine Gelandemodellierungen durchgefiihrt werden, die den oberflachli-

chen Abfluss maRigeblich und zum Nachteil umliegender Grundsticke verandern.

Die Aufstanderung der Module selbst wird nicht als Abflusshindernis angesehen.

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundlegenden wasserwirtschaftlichen Beden-

ken, wenn obige Ausfuhrungen berucksichtigt werden.

Mit freundlichen GriiRen

gez.

Sabine Kreitmeir

Abteilungsleiterin Landkreis Neumarkt i.d. OPf.
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Bayernwerk Netz GmbH, Lupburger Str. 19, 92331 Parsberg Bayernwerk Netz GmbH
Kundencenter Parsberg

Markt Postbauer-Heng Lupburger Str. 19

Postfach 10 63 92331 Parsberg

92349 Postbauer-Heng www.bayernwerk-netz.de

Ihr Ansprechpartner

Peter Weber

Planung, Bauausfiihrung &

Netzkundenbeti
lhr Schreiben vom 29.10.2024 erincenbetredting
Bauvorhaben: Freiflichen-Photovoltaikanlage T +499492950345
Bauherr: Edgar Kl'.ihn, Kapellenweg 5,92353 Postbauer-Heng peter.weber@bayernwerk.de
Gemarkung:  Postbauer FI.Nr.: 1506 Unser Zeichen: TOPP We 12965
Sehr geehrte Damen und Herren, D

atum

18. November 2024
zu oben genanntem Bauvorhaben nehmen wir wie folgt Stellung:

Im Planungsbereich verlduft eine 20-kV-Freileitung der Bayernwerk Netz GmbH.

Die Baubeschrankungszone der 20-kV-Freileitung betragt 11,0 m beidseitig der Leitungs-
achse, innerhalb dieser Zone ist nur eine eingeschrankte Bebauung/ Bepflanzung mdg-
lich.

Als Anlage erhalten Sie einen Lageplan in dem wir den Leitungsverlauf und die Baube-
schrankungszone eingetragen haben. Fiir die Lagerichtigkeit ibernehmen wir keine Ge-
wahr. Der tatsachliche Leitungsverlauf ist vor Ort zu {iberpriifen.

Beim Aufstellen und Betrieb eines Baukranes sind folgende Sicherheitsmafinahmen zu

treffen:

« Der Baukran ist auBerhalb der Baubeschrankungszone aufzustellen.

« Wahrend der Arbeiten mit dem Baukran muss die Bewegung der Laufkatze so einge-

schrankt werden, dass die Last bzw. das Lastseil zu keinem Zeitpunkt in die Baube-

schrankungszone der Freileitung schwenken kann. Der vertikale Mindestabstand des

Auslegers zu den Leiterseilen der Freileitung nach DIN VDE 0105 Teil 100 ist jederzeit ein-

zuhalten. Hierbei ist die ungiinstigste Lage der Lei-terseile (z. B. Durchhang der Leiter-

seile bei -20 °C, maximaler Leiteraus-schwingwinkel) und die ungiinstigste Stellung des

Auslegers zu beriicksichtigen.

« Der Baukran ist vorschriftsmaflig zu erden. Sitz: Regensburg
Amtsgericht Regensburg

Fiir die Durchfiihrung notwendiger Sicherungsmafnahmen oder Leitungsabschaltungen ~ HRB 9476

ist rechtzeitig die Bayernwerk Netz GmbH zu verstandigen.

Geschaéftsfiihrer
Gudrun Alt

Dr. Joachim Kabs
Robert Pfliigl
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Im Bereich der Freileitung diirfen keine hochwachsenden Baume gepflanzt werden. Der
seitliche Mindestabstand zu Bdumen betragt nach DIN VDE 0210 bei ausgeschwunge-
nem Leiterseil 2,1 m. Aufschiittungen, Lagerung von Baumaterial und -hilfsmittel im Lei-
tungsbereich, sowie Grabungen im Mastbereich sind nur nach Abstimmung mit der Bay-
ernwerk Netz GmbH zulassig.

Innerhalb des Schutzzonenbereichs diirfen insbesondere die Mindestabstdnde nach
VDE 0210 nicht unterschritten werden. Gegen die geplante Modulhéhe von max. 2,31 m
und der geplanten Zaunh6he von max. 2,15 m bestehen keine Einwande.

Fiir die Beschadigung der Solarmodule durch eventuell von den Leiterseilen herunterfal-
lende Eis- und Schneelasten iibernehmen wir keine Haftung. In den Mastbereichen und
unter den Leiterseilen muss unter Umstdnden auch mit Vogelkot gerechnet werden.

Der Schattenwurf von Masten und der liberspannenden Leiterseile ist vom Betreiber
der Photovoltaikanlage zu akzeptieren. Dies gilt auch bei einer Anpassung/Erneuerung
von Masten, die eine Anderung der Héhe bzw. der Grundabmessungen des Mastes be-
dingen und ggf. eine auftretende Anderung des Schattenwurfes verursachen.

Mastnahbereich

- Um den Betrieb der Mittelspannungsleitung (einschl. Wartung, Inspektion und Instand-
setzung) zu gewahrleisten, muss ein Radius von mindestens 5,00 m um Masten, gemes-
sen ab Mastmittelpunkt, sowie der Bereich unter den Traversen, von einer Bebauung
freigehalten werden. Ein geringerer Abstand ist mit uns abzustimmen.

- Der ungehinderte Zugang sowie die ungehinderte Zufahrt zu unseren Masten muss, je-
derzeit, auch mit Lkw und Mobilkran gewahrleistet sein. Deshalb ist eine entsprechend
breite Zufahrt vorzusehen.

- Befindet sich der Mast innerhalb der Umzdunung, ist fiir Wartung und Reparaturarbei-
ten am Eingangstor der PV-Anlage ein Schliisseltresor zu installieren. Die Kosten tragt
der Betreiber der PV-Anlage. Den SchlieBzylinder stellt die Bayernwerk Netz GmbH.

Losgeldst von moéglichen Festlegungen zu einem Netzanschluss- bzw. Verkniipfungs-
punkt mit dem Stromnetz der allgemeinen Versorgung im Rahmen dieser Bauleitpla-
nung erfolgt diese Festlegung ausschliefllich im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben wie
z.B. EEG, KWK-G.

Auskiinfte zur Lage der von uns betriebenen Versorgungsanlagen kdnnen Sie online
Uber unser Planauskunftsportal einholen. Das Portal erreichen Sie unter: www.bayern-
werk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html Wir bedanken
uns fiir die Beteiligung und stehen lhnen fiir Riickfragen jederzeit gerne zur Verfiigung.

Freundliche Grifie

Bayernwerk Netz GmbH
Kundencenter Parsberg

Datum
18. November 2024

H Digital unterschrieben Digital unterschrieben
Fablan von Fabian Hartmann Peter von Peter Weber
Datum: 2024.11.19 Datum: 2024.11.18
V. Hartmann o729s0 0100 A We ber 18:23:28 +01'00"

Fabian Hartmann Peter Weber
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BAYERISCHES LANDESAMT FUR DENKMALPFLEGE - Hofgraben 4 - 80539 Miinchen

Markt Postbauer-Heng
Centrum 3
92353 Postbauer-Heng

IHR ZEICHEN
Bauverwaltung, Alexander Geitner

IHRE NACHRICHT VOM
29.10.2024

UNSERE ZEICHEN
P-2024-5123-1_S2

DATUM
19.11.2024

Vollzug des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG)

Markt Postbauer-Heng, Lkr. Neumarkt i.d.OPf.: Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplan ,,SO Photovoltaik Aicha Solar Erweiterung" und 28. Anderung des
Flachennutzungsplanes

Zustandige Gebietsreferenten:

Bau- und Kunstdenkmalpflege: Frau Kerstin Weil} M.A.

Bodendenkmalpflege: Herr Dr. Ralph Hempelmann

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns fir die Beteiligung an der oben genannten Planung und bitten Sie,
bei kiinftigen Schriftwechseln in dieser Sache, neben dem Betreff auch unser
Sachgebiet (B Q) und unser Aktenzeichen anzugeben. Zur vorgelegten Planung
nimmt das Bayerische Landesamt fiir Denkmalpflege, als Trager 6ffentlicher Belange,

wie folgt Stellung:

Bau- und Kunstdenkmalpflegerische Belange:

Da sich im Umfeld der geplanten PV-Anlage mehrere Einzeldenkmaler befinden, ist

die Sichtbeziehung von und zu diesen eingehend zu prifen.

— D-3-73-155-27 - ,Bahnhof der Linie Regensburg-Niirnberg;

Empfangsgebdude, zweigeschossiger und traufstdndiger Flachsatteldachbau

Bayerisches Landesamt fiir Denkmalpflege
Abteilung B - Koordination Bauleitplanung

Tel.:089/2114-356 von 8 bis 12 Uhr
Fax: 089/2114-407
beteiligung@blfd.bayern.de

BAYERISCHES
LANDESAMT
FUR DENKMAL

PFLEGE ..

BAYERISCHES LANDESAMT
FUR DENKMALPFLEGE

Dienststelle Miinchen:
Hofgraben 4

80539 Miinchen
Postfach 10 02 03
80076 Miinchen

Tel.:089 2114-0
Fax: 089 2114-300
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mit Mittelrisaliten, Werksteingliederungen in Granit und Perron-Vordach,

1871.”

— D-3-73-155-1 - ,Kath. Filialkirche und ehem. Deutschordenspflegamts-Kirche
St. Johann Baptist, Saalbau mit eingezogener Apsis, Giebelturm mit
Zwiebelhaube, Sdulenportal und Putzrahmungen, 1722/24, nach

Kriegszerstérung 1945 erneuert 1951; mit Ausstattung.”

— D-3-73-155-2 - ,Ehem. Deutschordenshaus, zweigeschossiger und

traufstdndiger Satteldachbau mit runden Ecktiirmen, 1722-24.“

Hinsichtlich der Auswirkungen der PV-Anlage auf den Denkmalbestand kann zum

jetzigen Zeitpunkt angesichts fehlender Unterlagen keine Aussage getroffen werden.

Bodendenkmalpflegerische Belange:

Derzeit sind im Bereich des Vorhabens keine Bodendenkmaler bekannt. Mit der
Auffindung bislang unentdeckter ortsfester und beweglicher Bodendenkmaler
(Funde) ist jedoch jederzeit zu rechnen.

Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmaler der
Meldepflicht an das Bayerische Landesamt fiir Denkmalpflege oder die Untere
Denkmalschutzbehodrde gemaf Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG sowie den Bestimmungen
des Art. 9 BayDSchG in der Fassung vom 23.06.2023 unterliegen.

Art. 8 (1) BayDSchG:

Wer Bodendenkmaler auffindet ist verpflichtet, dies unverziiglich der Unteren
Denkmalschutzbehdrde oder dem Landesamt fiir Denkmalpflege anzuzeigen. Zur
Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentiimer und der Besitzer des Grundstiicks
sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund gefiihrt haben.
Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die Gibrigen. Nimmt der Finder an den
Arbeiten, die zu dem Fund gefiihrt haben, aufgrund eines Arbeitsverhéltnisses teil,

so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 (2) BayDSchG:
Die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer

Woche nach der Anzeige unverandert zu belassen, wenn nicht die Untere
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Denkmalschutzbehorde die Gegenstande vorher freigibt oder die Fortsetzung der

Arbeiten gestattet.

Treten bei 0. g. MaBnahme Bodendenkmaler auf, sind diese unverziiglich gem. o. g.

Art. 8 BayDSchG der Unteren Denkmalschutzbeh6rde und dem BLfD zu melden.

Bewegliche Bodendenkmaler (Funde) sind unverziglich dem BLfD zu libergeben (Art.

9 Abs. 1 Satz 2 BayDSchG).

Die Untere Denkmalschutzbehorde erhalt dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte
um Kenntnisnahme. Fiir allgemeine Riickfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen
der Bauleitplanung stehen wir selbstverstandlich gerne zur Verfligung.

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder
Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie ggf. direkt an den fir Sie zustandigen

Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).

Mit freundlichen GriRen

Dr. Jochen Haberstroh

Diese Stellungnahme ist ohne eigenhandige Unterschrift giiltig.
Sollte das Fachrecht, auf dem die Beteiligung des Bayerischen Landesamtes fir Denkmalpflege beruht,

ausnahmsweise eine eigenhdndig unterschriebene Stellungnahme verlangen, wird um Hinweis gebeten.

BAYERISCHES
LANDESAMT
FUR DENKMAL

PFLEGE ..
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Amt fur Ernahrung,
Landwirtschaft und Forsten
Amberg-Neumarkt i.d.OPf,

AELF-NA < Nirnberger Str. 10 « 92318 Neumarkt i.d.OPf.

lhr Zeichen, lhre Nachricht vom

. . 08.11.2024
Per email an  alexander.geitner@postbauer-heng.de

Unser Zeichen, Bitte bei Antwort angeben
L2-4612-15-19

An den

Markt Postbauer-Heng Strl:?]rlr;
Centrum 3

92353 Postbauer-Heng Telefon

09181 4508-1210

Neumarkt i.d.OPf, 31.20.2024

Vollzug der Baugesetze

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,,SO Photovoltaik Aicha
Solar Erweiterung Beteiligung der Beh6érden und sonstigen Trager offentli-
cher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu lhrer Anfrage teilen wir mit:

Fachbereich Landwirtschaft

Fl. Nr. 1596, Gmk. Postbauer.

Es gehen durch das Vorhaben der Landwirtschaft fiir die Dauer der Anlagennutzung ca.
1,20 ha Wiese mittlerer Gute (Griinlandzahl 32) verloren.

Die Wiese wird durch einen Nebenerwerbslandwirt mit geringem Viehbesatz genutzt.

Die Agrarumweltverpflichtung auf dieser Wiese B40 endet mit dem Jahr 2024, insofern
kommt es nicht zu Schwierigkeiten. Die benachbarten Flachen sind Dauergriinland und
beziiglich Samenflug unempfindlich, jedoch ist eine geregelte Niederhaltung des Bewuch-
ses erforderlich.

Nach Ende der Anlagennutzung ist der Zustand ,,Wiese” wiederherzustellen.

Fachbereich Forsten

Aus forstlicher Sicht besteht mit der Planung Einverstandnis. Wir weisen darauf hin, dass
die Anlage zu dem im Norden befindlichen Wald einen Abstand von rd. einer Baumlange
aufweisen sollte. Damit wird die Gefahrdung der Anlage durch umstiirzende Baume ver-
hindert.

Mit freundlichen GrifRRen

} b

/

B. Strehler, Landwirtschaftsoberrat
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